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Tufgeſchnittene Exemplare werden unter keiner Bedingung — ao 


Das Programm der „Deutſchen Zeitung“ 
und Dahlmann's Brief. 


Schon ſeit mehreren Monaten waren Gerüchte von der beabſichtigten 
Gründung einer neuen, großen Regierungszeitung verbreitet. Die Gerüchte 
fanden um ſo bereitwilliger Glauben, als Jeder ſich geſtehen mußte, daß 
die bisherigen Regierungszeitungen, die „Allg. Preuß. Ztg.“, die „Ztg. für 
Preußen“, und der „Rhein. Beobachter“, obgleich er unter Kuratel geſtellt 
war, auch den beſcheidenſten Anforderungen nicht zu genügen vermochten. 
Die neue Zeitung aber ſollte etwas Außerordentliches, nie Dageweſenes 
werden; nur Geheimeräthe oder höchſtens Profeſſoren, die täglich Geheime— 
räthe werden konnten und es auch gern werden wollten, ſollten in das In: 
nerſte des Heiligthumes als Redaktoren zugelaſſen werden. Deßhalb nannte 
man das neue Unternehmen auch die „Geheimerathszeitung.“ Im Übrigen 
waren die Nachrichten unſicher und ſchwankend. Man vermuthete zwar, daß 
die Theologie ſtark vorherrſchend ſein würde; aber man wußte nicht, ob 
man proteſtantiſche und katholiſche Theologie in einem Blatte zu Berlin 
vereinigen, oder fle ſeparirt die eine in Berlin, die andere in Köln am 
Rhein zu Tage fördern wollte. Man wußte nicht, wie das neue Unterneh⸗ 
men eingerichtet werden, wann es in's Leben treten ſollte. Denn bald hieß 
es, das Programm ſei erſchienen und das Blatt werde demnächſt erſcheinen; 
bald hieß es, das Programm habe zurückgezogen werden müſſen, weil es 
gar zu ungeſchickt abgefaßt geweſen wäre, und an das Erſcheinen des Blat⸗ 
tes ſei vorerſt nicht zu denken. Ebenſo verſchieden waren die Erwartungen, 
die man von dem neuen Blatte hegte. Während die Einen daſſelbe prae- 
numerando als deutſches Journal des Debats begrüßten, hegten die An⸗ 
deren beſcheidene, aber gerechte Zweifel, ob Geheimeräthe und Profeſſoren, 
die es werden wollten, im Stande wären, fo viel esprit, jourualiſtiſchen 
Takt, diplomatiſche Gewandtheit und eleganten Styl aufzuwenden, als die 
Redakteure des franzöſiſchen Journals beſitzen. Man meinte, geiſtige Reg⸗ 
ſamkeit und Beweglichkeit, Fähigkeit, die Erſcheinungen der Zeit unbefan: 
gen, ohne büreaukratiſches Vorurtheil aufzufaſſen und wiederzugeben, elegan⸗ 
ter Styl, gewandtes, durch Geiſt, Witz und Ironie gewürztes Auffangen 
und Zurückſenden der feindlichen Geſchoſſe ſeien keine Eigenſchaften, welche 
Geheimeräthe und Profeſſoren, die es werden wollten, grade e zu 
Das Weſtph. Dampfb. 46. XI. 
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befigen brauchten; man könne ein brauchbarer Geheimerath und ein gelehrter 
Profeſſor' fein und Boch nebenbei ein hölzerner, ungenießbarer Journaliſt. —. 

Dieſe letztere Anſicht beſtätigt ſich. Ob das Programm zurückgezogen 
und dem Unternehmen nicht mehr zu Grunde gelegt werden ſoll, ſeit 
Dahlmann, den man zur Theilnahme aufforderte, dieſe unter einer kriti— 
ſchen Beleuchtung des Programms verſagte, hat man zwar mehrfach be— 
haubtet, aber auch mehrfach widerſprochen. Mag man aber auch verſuchen, 
ein neues beſſeres abzufaffen, die Verbeſſerung wird ſich uur auf die Form, 
nicht auf den Inhalt beziehen. Wir halten uns an das erſte, welches man 
der Offentlichkeit nicht entzogen hat; ein Münchener Blatt und nach ihm 
die „Köln. Ztg.“ haben es vollſtändig mitgetheilt. Man thut in der That 
wohl daran, ein anderes anfertigen zu laſſen; denn das vorliegende Akten⸗ 
ſtück iſt eine Sehenswürdigkeit an ſchwerfälligem Styl, unklarer Ausdrucks⸗ 
weiſe, unverſtändlichen Abſichten und inhaltleerem Schwulſt. Wollen wir 
dem erſten Eindruck, den das Programm auf uns macht, Worte leihen, ſo 
müſſen wir als die beabſichtigte Tendenz des Blattes unbedingte Apologie 
der Regierungsanſichten, entſchiedene Geltendmachung der orthodoxen Theo⸗ 
logie, des Pietismus und vornehmes büreaukratiſches Herabſehen auf alle 
eigene Thätigkeit des Volkes in den öffentlichen Angelegenheiten annehmen. 
Die Worte laſſen aber, wenn auch nicht durch ihre Glätte und Gewandt⸗ 
heit, doch durch ihre Geſchraubtheit und Gezwungenheit einem gewandteren 
Dialektiker, als der Verfaſſer des Programms einer iſt, allerdings an man⸗ 
chen Stellen eine Hinterthür offen und das mag wohl nicht ohne Abſicht 
in der Erwartung kritiſcher Beleuchtungen geſchehen ſein. — 

Gleich der erſte Satz des Programms iſt ſo unklar und weitſchichtig 
gefaßt, daß er alle möglichen Auslegungen zuläßt. „Der Kreis der Her— 
ausgeber ſetzt bei den Gleichgeſinnten voraus, daß ſie an eine nicht etwa 
erſt künftig kommende, ſondern jetzt ſchon, ob auch mangelhaft beſte— 
hende ftttliche Weltordnung glauben.“ An eine „beſtehende Weltordnung“ 
braucht man nicht zu glauben, ſondern man kennt ſie, man kann ſie mit 
Händen greifen. In dieſen Satz laſſen ſich alle möglichen Glaubensbekennt⸗ 
niffe hinein ſtellen; der Eingang und der Ausgang find weit, wie Stadt: 
thore. Denn es kommt nur darauf an, ob man bei der „Weltordnung“ 
den Nachdruck auf beſtehend oder auf ſittlich legt, und in wie weit 
man ſie als mangelhaft anerkennt. Daß das „gewaltthätige Auflöſen 
des Beſtehenden das Gute mit dem Schlechten vernichte“ iſt eine ſehr un: 
hiſtoriſche Behaubtung. Unter „gewaltthätigem Auflöſen“ kann man doch 
unmöglich bloß die Emeute, die Gewalt der Waffen, die ohne Grund 
angewendet wird, weil es dem oder jenem zufällig beliebt, verſtehen; auch 
die Geſetze, die alte Mißbräuche abſchaffen, zerſtören das ſchlechte Alte ge: 
waltſam. Und will etwa das Programm behaubten, daß die aus materiel— 
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ler Noth und philoſophiſcher Aufklärung hervorgerufene, durch die finnlofe. 
Verſchwendung des Hofes, durch die Verderbtheit und die Anmaßung des 
Adels und Klerus erſtarkte franzöſiſche Revolution das Gute mit dem 
Schlechten vernichtet habe? Will es daſſelbe den preußiſchen Reformen 
nach der Schlacht von Jena unterlegen, welche ohne Rückſicht auf „wohl⸗ 
hergebrachte“ d. h. durch Mißbrauch erworbene „Rechte“ die Eigenhörigkeit 
aufhoben und die perſönliche Freiheit, die Freiheit des Eigenthums herftell: 
ten? Wer zu viel behaubtet, behaubtet Nichts. 

„Das beabſichtigte Blatt erſcheint zunächſt als eine Oppoſttion gegen 
die Oppoſitionspreſſe.) Das hieße, das Blatt will die Grundſätze der Re: 
gierung den Grundfägen der Oppoſition gegenüber vertreten. Dagegen wird 
Niemand etwas einzuwenden haben, das wird ſogar, wenn es mit Anſtand 
und Geſchick geſchieht, der Oppoſitionspreſſe willkommen ſein. Aber die 
neue „Deutſche Zeitung“ hütet ſich wohl, ihr Prinzip fo offen und rüd: 
haltslos hinzuſtellen; ein ſo klarer Ausdruck iſt Nichts für ſie. Sie ſchielt 
ſogleich wieder nach einem Hinterpförtchen und qualifizirt deßhalb die Op⸗ 
poſitionspreſſe, der ſie opponiren will, näher als eine ſolche, „die dem Be: 
ſtehenden feind iſt, weil es beſteht, und deren Organe es deßhalb offen 
anlaufen und heimlich untergraben.“ Dieſer Satz iſt ſinnlos und perfide 
obendrein. Wo iſt die Oppoſitionspreſſe, welche das Beftehende angreift, 
weil es beſteht? Wo kann ſie in Preußen ſein, wo die Cenſur herrſcht? 
Was iſt das Beſtehende? „Darunter wird doch ſicherlich nicht bloß 
verſtanden fein, was am 27. Juni d. J. beſtand “, ſagt Dahlmann. Wenn 
man die Erhaltung des Beſtehenden a tout prix als Bedingung aufſtellt, 
fo ſchließt man eben jede Entwickelung des Staates aus und die „deutſche 
Zeitung“ wäre konſervativer, als irgend eine deutſche Regierung. Denn es 
gibt keine, die nicht zuweilen durch Neuerungen das Beſtehende geändert 
hätte. Warum fagt die „ deutſche Zeitung“ kein Wort von den Grün: 
den, mit welchen die Oppoſitionspreſſe ihre Angriffe unterſtützt hat? 
Warum ſtellt ſie ſich, als exiſtirten ſolche Gründe gar nicht, die man erſt 
widerlegen müßte? Doch ja, fle will „aus den ſchwachen Angriffsmitteln 
auf die Schwäche des Prinzips hinweiſen “; d. h. ſie will die Oppoſitions⸗ 
preſſe für Alles das verantwortlich machen, was die Cenſur ihr zu ſagen 
verbietet, wie der Genfor Reuter in Königsberg, der erſt ſelbſt einen Ar⸗ 
tikel der „Königsb. Ztg.“ verſtümmelte und dann in einem anderen Blatte 
waidlich über den verſtümmelten herfiel. Die „deutſche Zeitung“ ſcheint ſich 
allerdings in einer vortheilhafteren Lage zu befinden. Denn ſie ſoll dem 
Vernehmen nach einen eigenen Cenſor haben und zwar den Geh. Reg.⸗Rath 
Kortüm, welcher ihr Programm, wahrſcheinlich doch als Mitar— 
beiter, ſelbſt mit unterzeichnet hat. Da wird ſie freilich von der 


Cenſur nicht ſehr genirt werden. Es iſt aber unedel, mit blanker Waffe 
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einen waffenloſen Gegner anzufallen und ihn hinterher über den Mangel an 
Waffen zu verhöhnen. Gleiche Sonne, gleicher Wind, iſt eine alte deutſche 
Kampfbedingung. Die Oppoſitionspreſſe hat aber bis jetzt das Feld ſieg⸗ 
reich gehalten, obgleich dieſe Bedingung nicht beſtand. 

Wie die „deutſche Zeitung“ ſelbſt ſich zu dem „Beſtehenden “ ſtellen 
will, darüber find zwar viele Worte gemacht, ohne daß man in ihnen eis 
nen beſtimmten Sinn zu entdecken vermöchte. Sie will das Beſtehende 
nicht vertheidigen, weil es beſteht, ſie ſchließt ſogar die Oppoſition nicht 
aus. Aber wo und wie will ſie Oppoſttion machen? Darüber findet ſich 
nur ein dunkeler Orakelſpruch. „Alles Beſtehende als ſolches (als wel⸗ 
ches und als welches nicht?) iſt konzentrirt im Staate und ſeiner Re⸗ 
gierung; ſoll alſo für das Beſtehende in die Schranken getreten werden, 
ſo muß ein Organ, wie das beabſichtigte, Freund der Regierung ſein, 
Freund und eben deßhalb nicht Knecht oder Diener.“ Worte, Worte! 
Warum führt man keine konkrete Fälle an, aus welchen man die Tendenz 
und die Anſicht der Zeitung kennen lernen könne? Hinter dieſen vagen 
Redensarten kann ſich jede beliebige Geſinnung verſtecken. Mit Recht ſagt 
Dahlmann: „Ich hoffe, ſie werde auch Freundin genug der deutſchen Re⸗ 
gierung ſein, um ihren Rathgebern in allen Fällen zu opponiren, wo dieſe 
ſelbſt dahin gerathen, zu Recht Beſtehendes zu vernichten und dadurch den 
Glauben an den Beſtand der deutſchen Staatsordnungen zu untergraben.“ 
Deßhalb fordert er von feinem konſtitutionellen Standpunkte aus, die „deut⸗ 
fhe Zeitung“ hätte ſich z. B. offen über die Schleswig⸗Holſteiniſche und 
Hannöverſche Frage ausſprechen, fie hätte erklären ſollen, „ob fle das kon⸗ 
ſtitutionelle Prinzip mit voller Billigung anerkenne, oder nicht. Erklärt ſie 
ſich dagegen, fo wird fie nun und nimmermehr eine „deutſche Zeitung“ 
werden; ihr Titel wird ihre Verurtheilung ſein.“ Allerdings ließe ſich durch 
eine ſolche Erklärung ihr ein beſtimmter Platz anweiſen, was nun nicht 
möglich iſt. — 

In den folgenden Abſchnitten über die Stellung der Zeitung zu Re: 
gierung und Volk einerſeits und über die Stellung des Volkes und der Re⸗ 
gierung zu einander herrſcht ein ſolch' konfuſes Durcheinanderwürfeln der 
Begriffe „Staat, Regierung und Volk“, daß man ſchlechterdings nicht weiß, 
was das Programm will; vielleicht weiß es das ſelbſt nicht und ſetzt am 
Ende noch eine Prämie für die Entdeckung ſeiner Abſichten aus, wie Unter⸗ 
haltungsblätter für die Löſung ihrer Rebus. Nur tritt aus den dunklen, 
hochtrabenden Worten unverkennbar eine ſtarre büreaukratiſche Anſchauung, 
ein vornehmes Herabſehen auf das Volk hervor, welches nur nothdiirftig 
mit philantropiſchem Fuchspelz verbrämt iſt. Die Zeitung will „Vermittler 
fein zwiſchen Regierung und Volk.“ Es beſteht „ unläugbar ein Zwieſpalt 
zwiſchen beiden “; „die Regierung “greift zu weit, wenn fle son ſich aus 
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die ganze Leitung des geſellſchaftlichen Lebens übernehmen will.“ Einoer⸗ 
ſtanden; da iſt doch einmal ein beſtimmter greifbarer Satz. Aber „daß 
das Volk zu weit greife, die Sphären ſeiner eigentlichen Bethätigung über⸗ 
ſchreite, iſt nicht weniger wahr.“ Eure Gründe, Hans, eure Gründe! 
Warum werft ihr dem guten Michel vor, daß er, der wenig oder Nichts 
thut, die „Sphären ſeiner Bethätigung überſchreite“, daß er im Jahrhun⸗ 
dert des „Fortſchritts“, des organiſchen, hiſtoriſchen, mit Recht beargwöhnt 
werden könne, er wolle durchgehen? Nun? Heraus mit der Sprache! 
Keine Antwort! Und wenn Gründe ſo wohlfeil wären wie Brombeeren, 
ihr würdet fie von der neuen „ deutſchen Zeitung“ fo wenig herauskriegen, 
als von dem alten Hans Fallſtaff im wilden Schweinskopf zu Caftcheay. 
Jetzt rückt aber die Biireaufratie an. „Das Volk bewegt ſich nach 
Trieben, die Regierung mit Bewußtſein.“ Man braucht das letztere 
nicht zu läugnen (und allerdings macht ſich grade jetzt das „Bewußtſein 
der Regierung“ überall geltend, das „Syſtem“ iſt ausgebildet), ohne darum 
das erſte zugeben zu müſſen. Warum bewegt ſich das Volk nach Trieben 
d. h. nach unklaren Gefühlen, nach ſeinem Inſtinkt? Warum ſoll es nicht 
wiſſen, was es will und was ihm frommt? Antwort: Weil die » deut: 
ſche Zeitung“ mes fo dekretirt hat, weil, da es eine Büreaukratie in ihrem 
Sinne geben ſoll, es auch ein Volk geben muß, welches ſeinen Lebens⸗ 
zweck darin ſieht, ſich von jener leiten, blindlings leiten zu laſſen. Def: 
halb fährt fle fort: „Dem Wiſſenden und dazu dem, der durch feine ganze 
Stellung an's Handeln gewieſen iſt, gebührt die Initiative.“ Da haben 
wir des Pudels Kern, den Beamtenſtaat, wie er fein fol.» Das Volk 
ſoll ſich ja nicht einbilden, es habe auch Einſicht von ſeiner Lage; es ſoll 
ſich ja nicht herausnehmen, die Initiative bei Vorſchlägen zur Verbeſſerung 
derſelben zu ergreifen; ſondern es ſoll hübſch geduldig warten, bis die Bü⸗ 
reaukratie auf dieſelbe Idee kommt, und wenn ſie nicht darauf kommt, ſo 
taugt ſie Nichts. Es iſt eine unverzeihliche Anmaßung der Männer aus 
dem Volke, das Pulver, die Maſchinen, die explodirende Baumwolle zu er: 
finden, ohne der Büreaukratie Zeit zu derſelben Erfindung zu laſſen und ſie 
dadurch in die unangenehme Lage zu verſetzen, weder das Pulver, noch die 
Maſchinen, noch die explodirende Baumwolle erfunden zu haben. Die Män⸗ 
ner aus dem Volke haben ja nicht einmal ein Verdienſt bei ihren Erfindun⸗ 
gen; denn fle handeln, der „deutſchen Ztg.“ zufolge, nur nach Trieben, 
nicht mit Bewußtſein. 

Jetzt kommt ein Satz Über das Verhältniß zwiſchen Regierung und 
Volk, der an Unklarheit und Schwülſtigkeit feines Gleichen ſucht. Er raj: 
ſelt wie ein Frachtwagen auf ſchlechtem Straßenpflaſter und klingt faſt, als 
ob er aus Herrn Brüggemanns Buch über „Preußens Beruf in der Ge: 
genwart und Zukunft“ entnommen wäre. Es wird einem von alle dem ſo 
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dumm, als ginge einem ein Mühlrad im Kopfe. „Daher wird eine weiſe, 
innere Staatspolitik aus dem zum Theil ſchon verlaſſenen Wege 
noch weiter ausbeugen, wird fortfahren, für die eigne ſoziale Be 
thätigung des Volkes innerhalb feiner ſelbſt in den ver: 
ſchiedenen natürlichen Kreiſen, und zwar in allen, Raum zu 
ſchaffen, ſich aber in den ſtill und hoch überwachenden Mittel⸗ 
punkt des Staatslebens, der zugleich damit der energiſche Punkt 
der nun frei gewordenen Thätigkeit nach außen iſt, zurückzunehmen und 
dadurch auf ihren rechten Standpunkt emporzuheben.“ Was ſoll das hei: 
ßen? Warum gibt das Programm nicht eine unumwundene Erklärung 
über das, was es unter „ ſozialer Bethätigung des Volkes innerhalb feiner 
ſelbſt in allen natürlichen Kreiſen“ verſteht, da doch von dieſer Erklärung 
das Verſtändniß der ganzen Stellung des Blattes abhängt? Darum nicht, 
weil die Redaktoren auf zu entſchiedene Proteſte zu ſtoßen fürchten, wenn 
fle mit ihrer Herzensmeinung offen herausrückten; darum ziehen fle es vor, 
ſich in ſchwülſtige Unklarheit einzuhüllen. Man könnte unter dieſer „ſozia⸗ 
len Bethätigung des Volkes allenfalls eine Art von engliſchem Self go- 
vernment verſtehen, nach welchem das Volk bei allen feinen Angelegenhei⸗ 
ten „ mitrathen und mitthaten“ fol. Aber dem widerſprechen die oben 
hervorgehobenen büreaukratiſchen Anſichten. Es gehört ja zu dieſem engli- 
ſchen Self government nicht bloß die Theilnahme des Volkes an feinen 
nächſten Angelegenheiten, an denen der Gemeinde, an der Handhabung des 
Rechtes durch Geſchwornengerichte, ſondern es ſchließt auch weſentlich die Theil⸗ 
nahme an der Geſetzgebung, an der Leitung der innern und äußeren Poli: 
tik in ſich. Der Annahme, daß das Programm dieß gemeint habe, wider: 
ſpricht aber wieder entſchieden „der ſtill und hoch überwachende Mittelpunkt 
des Staatslebens“, worunter man ſich nur eine abſolute Regierung denken 
kann, welche ſich die Leitung der äußeren Politik und ſehr wahrſcheinlich 
auch die Geſetzgebung ausſchließlich vorbehält. Dann bliebe für die „ſoziale 
Thätigkeit des Volkes“ Nichts, als der mittelalterliche Spielraum, die Mu⸗ 
nizipalverfaſſung, die Zünfte u. dgl. Der Bürger des Mittelalters war 
aber trotz feiner Freiheit innerhalb der Stadtmauern außerhalb derſel⸗ 
ben ein Knecht und der durch die franzöſiſche Revolution gewonnene Be: 
griff des Staatsbürgerthums, der der kleinlichen Zerſplitterung den 
Garaus machte, iſt unendlich weiter, als der des mittelalterlichen Stadt⸗ 
bürgerthums, wohin ſich Niemand zurückſehnt. Dieſe » ſoziale Bethäti: 
gung“ wird Niemanden genügen, da man nicht einmal mehr von der bloß 
politiſchen Freiheit ſich befriedigt fühlt, ſondern als ihre Grundlage ſoziale 
Reformen verlangt. Daß aber die „deutſche Ztg.“ an ſolche im Sinne 
des Sozialismus bei ihrer „ſozialen Thätigkeit“ nicht gedacht hat, davor 
brauche ich fie wohl nicht zu verwahren. Wie es nun zugeht, daß, nad: 
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dem die Regierung fo ſich und das Volk geſtellt hat“, trotz aller dieſer 
Stellungen, „das organiſch „voll“ entwickelte Volk der Regierung als Ganz 
zes, wenn auch gefahrlos gegenüberſteht“, daß alſo der Zwieſpalt zwi— 
ſchen Volk und Regierung nach den Anſichten der „deutſchen Ztg.“ ein un⸗ 
lösbarer iſt, daß ſie trotz aller organiſch vollen Entwickelung nie zu einem 
organiſchen Ganzen werden können, das mag die „deutſche Ztg.“ ſelbſt ver: 
antworten und verfechten. Sie ſollte ſich aber mit ihren Reden menagiren; 
man könnte ſie für boshaft, wohl gar für ſubverſto halten, wenn ihr Ruf 
nicht felſenfeſt ſteht. Will fie aber durch dieſe Worte das „göttliche Recht/ 
der Regierung hervorheben, ſo möge ſie bedenken, was Dahlmann von Joh. 
Jak. Moſer ſagt. „Wenn es auf die Rechte der Unterthanen ankam, ſo 
fragte er bei dem lebendigen Staatsrecht an und nahm ſich wohl in Acht, 
durch gleißneriſche Fiktion die hohe Stellung des Herrſchers bis zur Gött⸗ 
lichkeit hinaufzuſchrauben.“ —. 

Die Hoffnungen des Programms auf eine kräftige Politik Preußens 
nach außen, die Bemerkungen über die Nothwendigkeit, ſich die Sympathien 
der kleineren deutſchen Staaten zu ſichern, um Deutſchland als politiſche 
Nation vertreten zu können, die Scheidung zwiſchen der eigenen Geſchichte 
Preußens und ſeiner deutſchen, die erſt vor 33 Jahren begonnen, die War⸗ 
nung vor einer Selbſtverherrlichung und Überhebung über die anderen 
Stämme können wir billigen und anerkennen. 

Entſchieden konfus iſt wieder das religiöſe Glaubensbekenntniß des 
Programms. „Praktiſch iſt die Zeit durch und durch geworden — von der 
überall nun knarrenden Maſchine an bis zu den letzten und höchſten Gra: 
gen des menſchlichen Gemüthes nach Gott und göttlichen Dingen, die nicht 
mehr theoretiſch durch die Philoſophie, vielmehr durch die lebendige 
Theologie entſchieden werden ſollen. Deßhalb haben alle politiſchen Zei⸗ 
tungen eine gewiſſe religiöſe und kirchliche Färbung angenommen.“ Die 
Sache verhält ſich grade umgekehrt. Man hat die Löſung dieſer Fragen 
durch die „lebendige Theologie“ aufgegeben, man iſt des dogmatiſchen Ge— 
zänks überdrüſſig geworden; man ging deßhalb auf das Weſen der Religion 
zurück und focht mit den Waffen der Philoſophie, der Vernunft vom menſch⸗ 
lichen. Standpunkt aus gegen die dogmatiſche „lebendige Theologie.“ Es 
handelt ſich nicht mehr um einen Streit über dieſes oder jenes Dogma, 
ſondern über das Dogma überhaubt; man ſtreitet nicht mehr vom dogma⸗ 
tiſchen Standpunkte aus über die Vorzüge dieſer oder jener Konfeſſton, ſon⸗ 
dern die fortſchreitenden Parteien beider Konfeſſionen (die freien evange⸗ 
liſchen Gemeinden und die Deutſch-Katholiken) beginnen in einander überzu: 
fließen. Man redet nur noch von allgemeiner, nicht von beſonderer, kon⸗ 
fefftoneller Religiöſttät, und diejenigen Blätter, welche wie der „Rhein. 
Beob. , „Elberf. Ztg.“ und „Weſtphäl. Merkur“ eine ſtreng Fonfeffionelle 
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Färbung haben, ſtehen auf einem ſehr untergeordneten Standpunkt. Die 
weſentlichen Gegenſätze ſind: Glauben, Autorität des Dogma und freies 
menſchliches Wiſſen! Und nur, weil die wirklich auf der Höhe des Be- 
wußtſeins der Zeit ſtehenden Blätter entſchieden für letzteres gegen die erfte: 
ren in die Schranken treten, kann man von einer religiöſen Färbung ber: 
ſelben reden. Es iſt deßhalb ein höchſt unglücklicher Gedanke, dieſen Streit 
durch ein proteſtantiſches und ein katholiſches Blatt ſchlichten zu wollen, 
wie freundlich auch beide zuſammen halten. Sollen wir wieder eine Fatho: 
liſche und eine proteſtantiſche Wahrheit, Sittlichkeit, Geſchichte, Wiſſenſchaft 
haben? Über ſolche ſpitzfindige Diſtinktionen iſt die Zeit hinaus. Die bei: 
den Blätter können den Streit nicht ſchlichten; ſie ſind nur beide Kämpfer 
für den Glauben, für die Autorität, für das Dogma; ihnen gegenüber ſte⸗ 
hen nach wie vor die Kämpfer für das freie, menſchliche Wiſſen. Das iſt 
Alles; fie könnten höchſtens unter ſich in dogmatiſch-konfeſſionelle Streitig: 
keiten gerathen, was zwar nicht gut wäre, aber nicht hindern würde, daß 
ſie von jenen Gegnern auf eine Seite geſtellt würden. Auch Dahlmann 
verwahrt ſich gegen eine ſolche konfeſſtonelle Scheidung der Politik und der 
Wiſſenſchaft. —. ’ 

Noch unklarer ijt die Erklärung des Programms über feine Stellun 
zur Politik und zur Religion, über die wechſelſeitige Durchdringung beider 
resp. über das Verhältniß des Staates zur Kirche. „Wir ſtehen auf der 
Seite des poſitiven Chriſtenthums; aber nichts deſto weniger bleibt unſer 
Unternehmen ein politiſches. Es werden die Grundſätze, nach denen das 
Geſammtleben der Geſellſchaft zu beurtheilen iſt, zunächſt immer aus dem 
Staatszwecke abgeleitet werden, der kein anderer iſt, als das Fortbilden des 
Rechtes zum Wohl Aller; aber wir wollen es nicht für ein Geringes hal: 
ten, daß eben dieſe Grundſätze in vollem Einklange mit dem Weſen der 
chriſtlichen Kirche ſtehen, die ihre eigene Aufgabe nicht außerhalb des chriſt⸗ 
lichen Staates, ſondern in der gegenſeitigen Durchdringung mit ihm löſen 
will, deren Ziel zwar jenſeits, deren eigene Dieſſeitigkeit aber ein dem 
Staate und ihr Gemeinſames iſt.“ Niemand kann zween Herren dienen. 
Iſt das Ziel der Kirche jenſeits und das des Staates dieſſelts, ſo werden 
die „aus dem Staatszwecke abgeleiteten Grundſätze“, nach denen die „deut⸗ 
ſche Ztg.“ das Geſammtleben der Geſellſchaft beurtheilen will, kaum mit 
dem Weſen der Kirche in Einklang gebracht werden können, ohne daß der 
Zweck des einen, oder der anderen darunter leidet. Das einfachſte Mittel, 
dieſe zugegebenen Widerſprüche im Ziele beider zu verſöhnen, iſt die Tren⸗ 
nung beider; man mache die Befriedigung religiöſer Bedürfniſſe, wo und 
wie weit fle ſich finden, zur Privatſache, man proklamire volle Glau: 
bensfreiheit, wie in allen wirklich politiſch freien Ländern, d. h. man mache 
die Ausübung ſtaatlicher Rechte nicht vom Glauben, von der Konfeſſion 
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oder Religion abhängig, und laſſe den Staat nur für ſeine eigenen, dieſſei⸗ 
tigen Angelegenheiten ſorgen. Den Schlußſatz: „deren eigene Dieſſeitigkeit 
ein dem Staate und ihr Gemeinſames iſt,“ kann ich nur ſo verſtehen: 
„Der Staat kann des Autoritätsglaubens und damit der Kirche, die dieſen 
hegt und pflegt, nicht entbehren, und darum ſchützt und ſchirmt er die 
Kirche und verleiht ihr die nöthige Macht und die nöthigen Subſtſtenzmit⸗ 
tel.“ Dagegen ließe ſich aber viel einwenden und wir würden gegen dieſen 
mittelalterlichen hierarchiſch⸗feudalen Abſolutismus entſchieden proteſtiren. 
Hören wir, was Dahlmann darüber ſagt. „Dieſes ſtarke Hervortreten des 
theologiſchen Elementes neben ſo geringer Entwickelung des politiſchen hat 
mich, zumal bei dem Hinblick auf die Mehrzahl der Unterzeichner, nicht we⸗ 
nig befremdet. An dieſes Befremden knüpft ſich bei mir einige Sorge.“ 
Er verſichert nun, „daß er ſich nicht auf die Seite derer ſtelle, welche in 
der Verachtung des Glaubens unſerer Väter die wahre Weihe der Kraft er: 
blicken.“ Das thut Niemand; es wird aber Vieles nicht mehr geglaubt, 
was früher geglaubt wurde, weil der Vernunft, der Kritik ihre Berechti: 
gung auch in dieſem Punkte zugeſtanden iſt, weil man Vieles weißl, was 
man früher nicht wußte. Dahlmann ſpricht dann von ſeiner „Erbauung 
bei'm Anblick wahrer Religioſität, die er aber ſelten angetroffen habe.“ 
Platon's Philoſophen hätten ſich gern „von Staatsgeſchäften, vom Weltge— 
tümmel und feinen theuer bezahlten Freuden in die Stille des eigenen Ge: 
müthes zurückgezogen.“ »Nirgend habe ich duldſamere Gemüther gefunden, 
als unter den wahrhaft Religiöſen. Allein in einem völligen Gegenſatz zu 
dieſer Innerlichkeit ſehe ich die Kirchlichen des neueſten Stempels auftreten; 
ihnen kann es nirgend zu bewegt und unruhig ſein, kein noch ſo hoher 
und gebietender Stand in dieſer rauſchenden Weltlichkeit, den fle nicht ein⸗ 
zunehmen willig und beeifert wären. Ich geſtehe, daß mich mannichmal 
ein Grauen ergreift, ſehe ich ſolch ein Gefallen an allem bunten äußerlichen 
Gelingen mit dem Gewande ſtrengſter Kirchlichkeit geſchmückt, und wie dann 
von der anderen Seite eine leichtfertige (warum?) Zunge mit den Worten: 
„Das iſt Einer von den Frommen,“ Alles abzuthun glaubt. Mit einem 
Worte, ich fürchte, daß das letzte Menſchenalter die lange Lifte der Gebre: 
chen unſerer bürgerlichen Geſellſchaft mit zwei Laſtern der ſchlimmſten Art 
vermehrt hat, mit Heuchelei und Leichtfertigkeit in Glaubensſachen.“ „Ein 
Eingehen in dogmatiſche Zwiſte möchte gefährlich auf die ſonſtige Haltung 
des Blattes durch Hader unter den Mitarbeitern zurückwirken. Gibt es 
leider ein deutſches Walhalla, in dem Martin Luther nicht gefunden 
wird, ſo darf es doch 1846 keine deutſche Zeitung geben, bei welcher ein 
Juſtus Möſer, ein Leſſing nicht getroſt eintreten dürften, ohne am Thore 
um ihr theologiſches Glaubensbekenntniß gefragt zu werden. Auch ſind die 
neuerlichen Spaltungen in beiden Kirchen grade ja aus dem allzueifrigen 
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Trachten, die Gläubigkeit durch äußere Maaßregeln zu vermehren, hervorge⸗ 
gangen. (Das iſt aber nur die Veranlaſſung zur äußeren Demonſtration.) 
An dem Gefallen aber, welches unſere Jugend (nicht auch Alte?) an den 
kirchlichen Neuerungen findet, tragen wieder die neumodiſchen Altkirchlichen 
die Hauptſchuld, welche die Irrlehre verbreiteten, ein guter Chriſt und 
Freund der politiſchen Freiheit ſein, ſei ein Widerſpruch.“ Wir laſſen das 
hier dahingeſtellt ſein, aber wir rathen nochmals zur Trennung von Staat 
und Kirche, damit deren oben definirte Dieſſeitigkeit nicht mehr ein dem 
Staate und ihr Gemeinſames ſei. — 

Das mag genügen über den Inhalt der neuen Zeitung, die wohl vor 
dem neuen Jahre ſchwerlich erſcheinen wird, obſchon ſie ſchon auf den 
1 Det. angekündigt war. Wir überlaffen es ihr, die „Männer und Greifer 
wieder zu geſetzten Leuten zu machen, welche „mit den in luftigen Reigen 
vorausgeflogenen Jünglingen mehr, als ſich für ſie ſchickte, jugendlich ge— 
than haben.“ Will ſie aber irgend etwas wirken, ſo möge ſie ſich vor 
Allem klaren, präciſen Styl, Gewandtheit und Verſtändlichkeit angewöhnen 
und ihre ſchwülſtige Undeutlichkeit, Schwerfälligkeit und Schiefe des Aus— 
drucks wie des Gedankens ablegen. Sollte ihr das nicht möglich ſein, ſo 
wäre im Intereſſe des nach Verſtändniß und Belehrung ſtrebenden Publi- 
kums ſehr zu wünſchen, daß eine zweite Geheimerathskommiſſion einen Kom⸗ 
mentar in verſtändlicher Sprache zu der unverſtändlichen Zeitung ſchriebe, 
widrigenfalls man riskirte, daß ſelbe als nutzlos und ungenießbar bei Seite 
geworfen wird. Denn ſo weit iſt man von der Autorität befreit, daß man 
nicht mehr das für das Schönſte und Tiefſte hält, was man nicht verſtehen 
kann. Hieronymus Jobſens Eintheilung hat weder für Predigten, noch für 
Zeitungen, noch für ſonſt Etwas noch Geltung. —. L. 


Die freie Gemeinde zu Halle. 


„Das Alte ſtürzt, es ändert ſich die Zeit, 
Und neues Leben blüht aus den Ruinen.“ 

Im Juliheft des v. J. ſtellten wir, (ſ. den Aufſatz: „Wislicenus 
und feine Gegner“) nachdem wir das Streben der »proteftantifchen Freunde“ 
kurz characteriſirt hatten, an die proteſtantiſche Kirche die Aufforderung, 
„das alte Formelweſen, alle Ceremonien, die wider unſere Bildung ſind, 
fallen zu laſſen, unſere heutige wiſſenſchaftliche Bildung in ſich aufzunehmen 
und der Freiheit des Geiſtes eine Stätte zu bereiten“ und fügten die Be: 
merkung hinzu, daß ſich, wenn dies nicht geſchehe, der beſtehenden Kirche 
gegenüber „neue Gemeinſchaften im freien Geiſte bilden würden.“ Da die 
proteſtantiſche Kirche von dem freien Geiſte nichts wiſſen will, da dieſelbe 
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jo viel als möglich darauf ausgeht, das Licht, was in ſte hineingetragen, 
die Aufklärung des vorigen Jahrhunderts, wieder aus ihrem Schooße zu 
verbannen, ſo trat letzteres, die Gründung neuer Gemeinden, als eine von 
der Geſchichte gebotene Nothwendigkeit ein. Wir haben demnach hier die⸗ 
ſelbe Bewegung vor Augen, welche mit Ronge und Czerski in der fa: 
tholiſchen Kirche losbrach. — Die katholiſche Kirche, wollte ſie nicht ihre 
Exiſtenz aufs Spiel ſetzen, konnte und durfte nicht an die Reformen ben: 
ken, welche man von ihr verlangte: ſie konnte nicht das Primatdes Papſt es 
abſchaffen, ohne ihre Einheit einzubüßen; ſie konnte nicht den Cölibat der 
Prieſter aufgeben, ohne ihren Einfluß auf eine lenkſame Prieſterſchaar zu 
verlieren; fie konnte nicht die Ohrenbeichte abſchaffen, ohne die Herrſchaft 
über die Laien zu vernichten und was die Reform des Dogma's betrifft, ſo 
konnte fie hier noch weniger thun; all dieweil ihr wohl bewußt war, daß 
wenn man an dem einſtmals ſo ſtolzen Kirchengebäude zu rütteln und mit 
modernem Flickwerk zu beſſern anfängt, der Untergang deſſelben vor der 
Thüre iſt. Das Dogma, der Glaube, verträgt ſich nun einmal mit der 
Vernunft ſehr ſchlecht und hat man letzterer nur erſt ein Plätzchen im 
Glaubensdome eingeräumt, fo wird es nicht lange dauern, daß aus demfel: 
ben der Glaube gewichen iſt und daß er der Vernunft das Feld vollſtändig 
gelaſſen hat. — Daſſelbe war mit der proteſtantiſchen Kirche der Fall. 
Auch dieſe konnte die Bafis, auf der fie erbaut war, nicht verlaſſen, ohne 
fich unter ihren eigenen Trümmern zu begraben. Das Glaubensbekenntniß, 
den Catechismus, die Taufe und das Abendmahl konnte ſie nicht reformiren 
nach dem Lichte unſerer Zeit, wenn ſie nicht ſelbſt auf ihre Exiſtenz Ver⸗ 
zicht leiſten wollte. Im Gegentheil als ihr zum Bewußtſein kam, daß 
Glauben und Wiſſen, Autorität und Vernunft, Wunder und Wiſſenſchaft 
ſich widerſprechen, mußte ſte ſich gegen die vernünftigen Elemente, die in 
ihrem Schooße wucherten und das ganze Gebäude in die Luft zu ſprengen 
drohten, erklären, mußte ſte den rationaliſtiſchen Aufkläricht“, der zu ihrem 
Verfall weſentlich beigetragen hatte, zu bannen verſuchen. Wir ſehen, wie 
im vorigen Jahre die der Kirche treu Gebliebenen, wie das Kirchenregiment 
ſelber ſich gegen den Rationalismus erklären, wir ſehen, wie letzteren das 
Leben und das Verbleiben im Kirchenverbande ſauer gemacht wird, theils 
indem den rationaliſtiſchen Predigern die Beſtätigung erſchwert und verwei⸗ 
gert, theils indem ihnen mit Suspenſion und Amtsentſetzung gedroht, häu⸗ 
fig auch, indem letzteres in Vollzug geſetzt wird. Balzer in Naumburg, 
Rupp in Königsberg werden nicht beſtätigt, Wislicenus in Halle ſuspen⸗ 
dirt und ſpäter durch Urtheil entſetzt. So ſtand die Sache als im Anfang 
dieſes Jahres die fogenannte Reichsſynode in Berlin zuſammentrat und den 
von der kirchlichen Partei ergriffenen Maßregeln gegen die „Gottloſen“ einen 
ſtärkern Halt gab. Anfangs zwar ſchien ſich dieſelbe mehr auf die ratio⸗ 
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naliſtiſche Seitt hinzuneigen, aber am Ende machte ſte durch das Feſthalten 
an den Symbolen und an der Beeidigung der Geiſtlichkeit auf letztere 
Alles wieder gut. Nun, wenn der Eid auf die Symbole gefordert wird 
und letztere die Norm des Glaubens ſind, iſt es den Rationaliſten unmög⸗ 
lich, länger in der Kirche zu verharren. Sie können nicht anders, fie müf- 
jen austreten, wenn fle nicht als Heuchler erſcheinen wollen. Aber ich 
fürchte gar ſehr, wenn ich die Energieloſigkeit, die Schwäche und die Matt⸗ 
herzigkeit der einen Partei der Rationaliſten, deren Vertreter Uhlich iſt, 
bedenke, daß dieſer allerdings gewagte Schritt nur von Wenigen geſchehen wird, 
nur von denen vielleicht, die wie Wislicenus und Rupp und Schwarz 
u. a. das moderne philoſophiſche Element mit dem Rationalismus des vo⸗ 
rigen Jahrhunderts verbunden haben. Bei dieſer Partei der Lichtfreunde, 
die man wol die radicale nennen kann, finden wir allerdings denjenigen 
Muth, aller Hinderniſſe und Gefahren ungeachtet ihrem Prinzip treu zu 
bleiben und wenn es, wie es ſich jetzt zeigt, nöthig iſt, der alten Kirche ein 
Lebewohl zu ſagen. Schon hat Rupp zu Königsberg am Ende des ver⸗ 
gangenen Jahres durch die Gründung einer neuen Gemeinde dieſen feſten 
Muth bewährt und in dieſem Augenblicke bringen uns die Zeitungen die 
Nachricht, daß auch Wislicenus in Halle denſelben erfolgreichen Schritt ge⸗ 
than habe. Was im Jahre 1842 in Berlin, wo ebenfalls eine Anzahl 
philoſophiſch Gebildeter, die fog. „Freien“, aus der Kirche ausſcheiden woll⸗ 
ten, mislang, das ſehen wir, gelingt im Jahre 1846 beſſer. Ob aber dieſer 
neu gebildeten Gemeinde vorerſt viele folgen werden, das müſſen wir, 
geſtützt auf die kurz vorher gegebene Andeutung, bezweifeln; wol möglich 
indeß, daß ſich in den größern Städten, wo die Bildung größer und allge⸗ 
meiner iſt, die Sache ebenſo entwickeln wird. Wie dem nun auch ſein mag, 
der Schritt, den hier Wislicenus und ſeine Anhänger gethan haben, ver⸗ 
dient unſere volle Anerkennung, da es immerhin ein bedeutender Schritt 
vorwärts iſt auf der Bahn zur freien menſchlichen Weltanſchauung. — 
Über ihr Wollen, über ihre Grundſätze verbreitet ſich die in dieſen Tagen 
veröffentlichte Erklärung, welche wir in Anbetracht der Wichtigkeit der Sache 
hiernächſt folgen Laffer: 

„Durch die neueſten Ereigniſſe finden wir uns nunmehr völlig von der 
Kirche ausgeſchloſſen. Wir gehörten ihr längſt nur noch in der Hoffnung 
auf die Zukunft an. Sie wird aber immer mehr auf ihre vergangene 
Geſtalt zurückgeführt, während nur das Vorwärtsgehen uns bei ihr er: 
halten konnte. Wir mögen weder in Heuchelei noch in Gleichgültig— 
keit der bloßen Form nach, wie Tauſende, einer Kirche ferner angehören, 
der wir innerlich entfremdet ſind. Wir können und wollen doch aber auch 
die gemeinſame Förderung unſeres geiſtigen Lebens nicht entbehren. Darum 
ſind wir zu einer freien Gemeinde zuſammengetreten. Wer mit 
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uns gleichen Sinnes ift, den laden wir ein, ſich uns anzuſchließen. Die 
Grundſätze, auf welchen wir unſer Gemeindeweſen zu erbauen gedenken, 
theilen wir in der folgenden kurzen Zufammenftellung der Offentlichkeit mit: 
Wir glauben nicht an eine abgeſchloſſene und fertige, ſondern an 
eine fortdauernde immer vollkommenere Offenbarung der Wahr: 
heit. Deshalb iſt uns die Bibel, trotz ihrer hohen Bedeutung für alle 
Zeiten, und ſo mächtig ſie uns anregt, doch kein Geſetz des Glaubens, 
und es können uns das alſo noch weniger die Symbole und ſymboli⸗ 
ſchen Bücher ſein. Der Geiſt der Wahrheit, der ſich in ihr ausgeſpro⸗ 
chen, hat auch weiter geredet in den Menſchen, und redet noch immer fort 
in mancherlei Weiſe. Die Menſchheit kommt durch ihn zu einer hoͤreren 
Erkenntniß; dieſe Erkenntniß ſuchen und ihr folgen wir. Darum können 
wir auch dem Geiſte keine Schranken ſetzen durch Bekenntnißformeln und 
Lehrſatzungen, an welche unſere Gemeinſchaft gebunden, und ebenſowenig 
durch Gebräuche, denen Alle unterworfen wären. Bekenntniß und Lehre 
ſind bei uns frei, und Gebräuche können auch nur freie Sitte ſein. 
Wir wollen keine abgefchloffene kirchliche Confeſſton, ſondern eine freie 
menſchliche Geſellſchaft. „Der Herr iſt der Geiſt; wo aber der Geiſt 
des Herrn iſt, da iſt Freiheit.“ Wir vertrauen dem Geiſte der Wahrhaf: 
tigkeit und der Liebe, der Gerechtigkeit und der Kraft, der in alle Erkennt⸗ 
niß leitet und das Reich des wahren Lebens immer mehr herbeiführt, durch 
welchen Gott und Chriſtus und wer noch den Menſchen Heil gebracht 
und alle Guten in uns ſelbſt find und wir in ihnen leben 
und weben. Dieſen Geiſt allein fordern wir; der lebendige Glaube an 
ihn als die inwohnende Gottheit macht gerecht und ſelig. „Denn 
welche der Geiſt Gottes treibt, die ſind Gottes Kinder.“ Wir entziehen der 
Gemeinde nicht das Regiment und das Wort, ſo daß ſie blos zu hören und 
zu gehorchen hätte, ſondern ob ſte auch Einzelnen aus ihrer Mitte beides 
als Amt überträgt, ſo behalten doch alle Theil daran und jeder wirkt in 
dem Ganzen durch Wort und That, ſoviel er vermag zum allgemeinen Be⸗ 
ſten und zu feiner eigenen Förderung, nach des Apoſtels: „In einem Seg: 
lichen erzeigen ſich die Gaben des Geiſtes zum gemeinen Nutzen.“) — 
Das die Erklärung, durch welche Wislicenus und ſeine Anhänger in 
Halle ihren Austritt aus der proteſtantiſchen Kirche und ihren Zuſammentritt zu 
einer „freien Gemeinde“ motiviren. Die „Neuerung “, die fie aus dem Kreiſe 
der Philoſophie in das wirkliche Leben zu verſetzen trachten, beſteht alſo 
weſentlich in Folgendem: Zuerſt erklären ſie, daß ſie zwar nicht an eine 
„abgeſchloſſene und fertige“, wol aber an eine „fortlaufende im: 
mer vollkommnere Offenbarung der Wahrheit“ glaubten. — Das 
Reich der ewigen Ruhe iſt aufgehoben. „Wir vertrauen dem Geiſte der 
Wahrhaftigkeit und der Liebe, der Gerechtigkeit und der Kraft, der in alle 
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Erkenntniß leitet und das Reich des wahren Lebens immer mehr herbei: 
führt, durch welchen Gott und Chriſtus und wer noch den Menſchen Heil 
gebracht und alle Guten in uns ſelbſt ſind und wir in ihnen leben 
und weben. Dieſen Geiſt allein fordern wir; der lebendige Glaube 
an ihn als die inwohnende Gottheit macht gerecht und ſelig.“ 
Das iſt das Poſitive in unſerer Erklärung: die Transcendenz hat der Im: 
manenz weichen müſſen und wenn wir auch hier noch die eine und die an⸗ 
dere Conceſſton an die Theologie gewahr werden, fo. ift doch für den, der 
auf den Grund zu ſehen vermag, jenes Verhältniß einleuchtend. Es iſt für 
dieſe Richtung nur ein kleiner Schritt nöthig, um den Boden des „freien 
Menſchenthums zu erreichen und bei der ſittlichen Energie, die Wislicenus 
innewohnt, iſt gar nicht zu zweifeln, daß er nicht den Fuß aus den Strauß’: 
ſchen Schlingen und Umhüllungen der Sache ziehen, daß er nicht auf dem 
Schlachtfelde der Gegenwart erſcheinen werde. Aber ſelbſt wenn dieſer Schritt 
nicht geſchehen ſollte, ſo iſt doch ſchon durch den Austritt aus der Kirche 
und das Inslebenrufen einer „freien Gemeinde“ unendlich viel gewonnen. 
Mag nun auch die beſtehende Kirche durch ihre -pietiſtiſchen “ Organe die 
Anhänger dieſer Richtung für „Atheiſten“ und „Gottloſe“ verſchreien, mag 
ſie auch erklären, jene hätten, was auch wir glauben, den chriſtlichen Boden 
verlaſſen, — ſie werden ſich nicht irre machen laſſen, weil für ſie die Wahr⸗ 
heit, die Geſchichte ſpricht; ſie werden auf der einmal betretenen Bahn zur 
ganzen vollen Wahrheit nicht eher raſten, als bis fie dieſelbe errungen ha⸗ 
ben. — Iſt dieſe Gründung einer „freien Gemeinde , die der Kirche und 
dem Jenſeits Lebewohl geſagt hat, nur ein kleiner Anfang und vielleicht, 
wenigſtens vorerſt, ein vereinzeltes Zeichen, ſo dürfte uns doch die Zu⸗ 
kunft den Beweis liefern, daß noch gar Viele dieſem hier ausgeſprochenen 
Prinzipe huldigen. Und wir rufen dieſer „freien Gemeinde“ und denen, 
welche ihr nachfolgen von der „rothen Erde“ aus ein herzliches » Glück 
auf! / zu. — (><) 


Die liberalen Zeitungen. 


Die Aachener Zeitung Nro. 281. 8. Oktober nimmt in einem Artikel 
dat. „Aachen 7. Oktober den Lieutenant Anneke gegen die Verunglim- 
pfungen des Rhein. Beob. in Schutz, und rechtfertigt ſich zugleich gegen 
den Verdacht, daß fle zu den „heimlichen oder offenen kommuniſtiſchen Zei: 
tungen“ gehöre. Seit einiger Zeit iſt es Mode geworden, ohne Unterſchei⸗ 
dung der Prinzipien in dem Worte „Kommunismus“ alle mißliebigen oder 
oppoſitionellen Richtungen zuſammenzufaſſen und die entſchieden nur libe⸗ 
ralen, das Intereſſe der Bourgeoiſte vertretenden Organe „kommuniſtiſche⸗ 
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zu nennen, in denen von nichts weniger, als von kommuniſtiſchen Doktrinen 
die Rede if. Auch würden dieſe Zeitungen jedenfalls, wären fle überall 
zum richtigen Verſtändniß der ſozialen Bewegung und ihres Verhältniſſes 
zu derſelben gelangt, entſchiedener gegen ſolche Vorwürfe und prinzipiell 
auch gegen ſolche Bewegungen Front machen, mit denen ſie nur zu gern 
ihre Richtungen identifiziren, fo lange es unſchädlich und ein Wort ihnen 
nützlich und dienlich iſt, um mit einer gewiſſen „Gefährlichkeit “ prunken 
zu können. Sie würden dann aufhören, wie es noch faſt überall geſchieht, 
mit einem Worte zu coquettiren, dem ſie keinen Inhalt zu geben vermögen 
— ſie würden ehrlicher werden. In jedem andern Lande, in welchem ſich 
die Partheien in der Preſſe mit einem beſtimmten Programm und beſtimmt 
ausgeſprochenen Prinzipien einander gegenüber ſtellen dürfen, iſt eine ſolche 
Verwechſelung der Begriffe nicht möglich, wie in Deutſchland, dem die cha⸗ 
otiſch durcheinander wogenden Kämpfe noch nicht Zeit gelaſſen haben, zur 
Beſinnung zu kommen. Wenn die Deutſchen fic) mehr von ihren Einbil: 
dungen, conſtitutionellen wie religiöſen, befreien, werden ſich ihrer Zwecke 
und ihres Zieles, das ihnen ihre „wohlverſtandenen Intereffen“ vorſchreiben, 
fich bewußter werden und für dieſe offenen Intereſſen kämpfen, von denen die 
Kritik ſchon längſt das philantropiſche Beiwerk herabgeriſſen hat, das 
ihnen immer noch als Deckmäntelchen umgehängt wird. Das „Intereſſe⸗ 
beherrſcht einmal die Welt, dem andere „Intereſſen “ ſeindlich gegenüberſte⸗ 
hen, und es heißt nur die überall ſchon herrſchende Begriffsverwirrung ver⸗ 
mehren, will man auch nur für kurze Zeit eine Harmonie der Anſichten, 
Intereſſen und Zwecke da erheucheln, wo die größten prinzipiellen Verſchie⸗ 
denheiten und Gegenſätze herrſchen. Zu leugnen, daß man für alle andern 
Intereſſen, die dann unter dem Namen „Volk“ zuſammengefaßt werden, 
nur nicht für das eigene Privatintereſſe kämpfe und den „Fortſchritt“ wolle, 
iſt nur in einem Lande möglich, in welchem die liberale Praxis, die 
Verfaſſung noch keine „Wahrheit“, ſondern noch eine „Theorie“ iſt, die 
als ſolche die größten Gegenſätze und Widerſprüche friedlich neben einander 
beherbergt. Solche Täuſchungen ſind nur da möglich, wo die liberale Praxis, 
die faktiſch ſchon durch die Macht und den Einfluß des Capitales auf die 
Staatsangelegenheiten vorhanden iſt, deßhalb ihre wahren Conſequenzen 
noch nicht entwickeln konnte, weil ſie noch nicht „legaliſtrt“ iſt. Vorläufig 
iſt es ihr da nützlich und nöthig, ſich mit dem „Volke“ zu identiſiziren, 
das „Wohl des Volkes“ vorzuwenden, und das Volk als Phalanx hin: 
ter ſich zu haben. Aber auch das wird aufhören und vielleicht eines fchö: 
nen Morgens werden denjenigen, die noch immer blind ſind, die letzten 
Täuſchungen ſchwinden. Dann werden ſich die Partheien offener ins Ge: 
ſicht ſehen, von denen jetzt eine der andern aufbindet, daß ſie ſich für ein⸗ 
ander „ aufopfern“ wollen. Eine Zeit lang können Partheien in ihren 
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Mitteln zum Fortſchritt eins ſein, ohne es in ihren Zwecken zu ſein; 
dieſe mögen eine Zeit lang zuſammen gehn, ſo lange beiden die Eintracht 
Vortheil bringt, aber auch die Zeit muß kommen, wo beide weder in den 
Mitteln noch in den Zwecken mehr eins ſind, wo nach Beſtegung des ge⸗ 
meinſamen Gegners die Freundſchaft der offenen Feindſchaft Platz macht. 
Sobald die Theorie einmal anfängt, ihre Ergänzung durch den praktiſchen 
Prozeß zu erhalten, der ſich in der Maſſenentwickelung und Ausbildung 
der Sonderintereſſen vollzieht, muß auch in der Stellung der Partheien 
eine totale Veränderung eintreten. So wollen wir nämlich alle politiſchen 
Fortſchritte, auch die uns zunächſt liegenden, beurtheilt wiſſen, daß ſie für 
uns nicht allein politiſche ſind, ſondern hauptſächlich den ſozialen Be⸗ 
ſtrebungen eine praktiſche beſtimmte Richtung geben. So nur iſt es mög⸗ 
lich, den Blick für die Forderungen der Zeit offen zu halten, um zu wiſſen, 
was Noth thut, ſowohl jetzt wie in eintretenden entſcheidenden Zeitpunkten. 

Unſere Tagespreſſe, die ſich jetzt noch immer obwohl vergeblich abmüht, 
zu einem Verſtändniß der eigentlichen Bedeutung und des Inhaltes der ſozi⸗ 
aliſtiſchen Lehre zu kommen oder theilweiſe auch ein Intereſſe an der fo: 
zialen Bewegung vorgiebt und ſich „Sozialismen“ von allen Arten und 
Farben je nach Luſt und Laune zuſammen conſtruirt, wird dann genöthigt 
ſein, etwas weniger freigebig mit Worten und Verwechſelungen und vorſich⸗ 
tiger und klarer in ihren Tendenzen zu werden, wenn ſie nicht an ihrer 
eigenen Planloſigkeit, Unſicherheit und Halbheit zu Grunde gehen will. 
Unſere Tagespreſſe, welche, während die Zeit ſchon längſt an nagelneuen 
Stoffen arbeitet, noch immer an dem alten Bewußtſein herumzappelt und 
die alten Fiktionen noch immer für goldene Münze ausgiebt, wird der ſozi⸗ 
alen Frage eine entſchiedene Aufmerkſamkeit und Beſprechung widmen müf: 
fen, aber nicht mehr mit pfiffigen Unterſcheidungen zwiſchen dem „lobens⸗ 
werthen “ Sozialismus und dem „tadelnswerthen“ Kommunismus ausreichen. 
Ihre „abſolute Politik“, welche keine andere Götter neben ſich duldet, iſt 
nicht mehr im Stande, die Herzen zu erwärmen und kann auf nichts An: 
deres Anſpruch machen als auf das offene Zeugniß, daß ſie ſchon vor ihrer 
Verwirklichung erledigt iſt. 

Von Zeit zu Zeit iſt es nöthig, auf dieſe Gegenſätze zurückzukommen, 
um ihnen die wahre praktiſche Bedeutung abzugewinnen und zur Vernich⸗ 
tung der vielfachen Entſtellungen und Einbildungen beizutragen, welche in 
unſerer Preſſe noch „reale Unfehlbarkeit“ ſich anmaßen. Eine Critik der 
dahin einſchlagenden und beſonders der liberalen Zeitſchriften iſt durchaus 
unerläßlich, um den Confuſionen ein Ende zu machen, die ſich immer feſter 
einzuniſten drohen — um den richtigen Standpunkt zu gewinnen, von dem 
aus allein eine vernünftige Beurtheilung der Gegenwart und eine wirkſame 
Polemik möglich iſt. Davon ein anderes Mal. 
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Was bisher die deutſche confervative und liberale Preſſe in der Beur⸗ 
theilung der ſozialen Beſtrebungen geleiſtet hat, iſt nirgends wiſſenſchaftlich 
kritiſch bisher geweſen, ſondern beſchränkt ſich höchſtens auf einige Andeu⸗ 
tungen, meiſtens aber auf lächerliche Vornehmthuerei oder Verdrehungen. 
Derjenige, der über irgend eine Sache ſchreibt oder ſpricht, ſollte ſo viel 
Ernſt oder Ehrgefühl beſitzen, ſich erſt vorher darüber vollſtändige Kennt: 
niſſe und Klarheit zu ſuchen. Davon iſt aber ſelten in der deutſchen Preſſe 
etwas zu finden. Jeder Blick hinein liefert die Beweiſe. Wenn die Kom⸗ 
muniſten nie andere Einwendungen hören, als z. B.: „Aufgehen der freien 
Perſönlichkeit, des Ich in den „Begriff der Allgemeinheit, in der Abſtrak⸗ 
tion der Geſellſchaft“, Aufhören der freien Individualität, Stallfütterung, 
gleiche Portion für Alle u. ſ. w. — ſo müſſen ſie am Ende ſolche Ar⸗ 
muth auch mehr der Unkenntniß zur Laſt legen, als den andern Schwie⸗ 
rigkeiten, mit denen unſere Preſſe zu kämpfen hat und welche die Kommu⸗ 
niften wohl zu berückſichtigen verſtehen, weil fle eben fo ſehr, wie andere 
Partheien, darunter leiden. Auch wenn alle dieſe Schwierigkeiten in Be⸗ 
rückſichtigung gezogen werden, ſo iſt eine Redaktion, wenn ſie nicht beſſer 
kritiſiren kann oder darf, wenigſtens nicht gezwungen, Redensarten vorzu⸗ 
bringen, für welche ihr alle Begründung fehlt, oder mit einigen Worten 
über eine Frage hinwegzugehen, wenn ſie nicht weiter begründend und er⸗ 
klärend auf dieſelbe eingehen darf. Das müßte fie wenigſtens vorausſchicken. 

Auch die Aachener Zeitung ſpricht in dem angeführten Artikel über 
„Kommunismus“. Wenn fle ſich gegen den Verdacht wehrt, den ihr der 
„Rhein. Beob.“ anhängen will, daß ſie „zu den heimlichen oder offenen kom⸗ 
muniſtiſchen Zeitungen“ geböre, ſo iſt ihre Redlichkeit anerkennenswerth. 
Dem Rh. Beob. freilich geht es confus genug in ſeinem Haupt her, aber 
er hat das Verdienſt, daß er in ſeiner Confuſton ſyſtematiſch und in ſeinen 
Antipathien wenigſtens eon ſequent iſt; auf einige Worte kommt es ihm 
dabei nicht an. Er iſt der Poliziſt in der Preſſe, der zuweilen die große 
Lärmtrommel rührt gegen die Gottloſen und Aufrührer, der conſequente 
Staatstheoretiker des „Vertrauens und der Hingebung =, aber conſequent 
bis zu der Kühnheit, daß er die Selbſtentäußerung predigt und die Men⸗ 
ſchen zum Eigenthum eines fremden Willens macht. Laffe man ihm fein 
Privatvergnügen! Die Aachener Ztg. nimmt es zu ernſt mit unſerm Hel: 
den, fle eifert gegen die Theorie der „angebornen Bedientenhaftigkeit “ wahr⸗ 
lich, als wenn ſolche anachroniſtiſche Einfälle, auch wenn fle noch in der 
Praris Geltung haben ſollen, eine ernſthafte Widerlegung verdienten. Wollt 
Ihr willenloſe Automaten, deren ganzes Daſein in der Selbſterniedrigung 
und der Furcht vor dem drohenden Blicke eines „Oberen“ beſteht, bewußt⸗ 
loſe Theile einer Maſchine, Sklaven eines Reglements, die ſich aller Freiheit 


und Selbſtſtändigkeit ſelbſt im Denken entäußern müſſen? Oder wollt Ihr 
Das Weſtphäl. Dampfb. 46. XI. 33 
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freie Menſchen? Die Alternative ich einfach; ich glaube, es ift nicht ſchwer, 
hier zu wählen. Die Aachener Ztg. meint zwar, daß der Soldat nicht 
allein Söldner, ſondern auch Bürger ſei und deſſen Pflichten habe, aber 
fle meint es nur und wird durch das immer deutlicher hervortretende Be: 
ſtreben, die Soldaten ganz vom Bürger abzulöſen und zum Söldner zu 
machen, deſſen „Leben, ja deſſen ganze Perſönlichkeit auch außer dem Dienſte 
dem Herrn, dem Kriegsherrn gehöre“, genügend widerlegt; hier kann der 
Menſch am Ende nicht aus dem Dilemma zweier Verpflichtungen anders 
heraus kommen, als indem er die eine negirt. Auch das ſind Zeichen der 
Zeit. Die Aachener Ztg. aber baut auf dem Juſte-Milieu, auf dem Dop⸗ 
pelmenſchen von Bürger und Soldat, auf der Unvereinbarkeit zweier Natu⸗ 
ren und zweier Verpflichtungen in einem Menſchen, deren Vereinigung ihr 
aber noch immer praktiſch ausführbar erſcheint — ihr luftiges Gebäude der 
deutſchen Zukunft auf, deſſen Grundlage die deutſche Treue“ bildet, aber 
eine „moderne“ im nationalen Sinn der Aachener Ztg., welche nur „ein 
Produkt des erwachten Begriffs von einem deutſchen Vaterlande, (Begriff 
von einem deutſchen Vaterlande?!) des Bürgerſinnes, des Strebens nach 
größerer bürgerlicher () Selbſtſtändigkeit“ iſt — eine Treue, welche 
darin beſteht, daß „Alles, was deutſch heißt, auch deutſch fühle, und in 
vollkommener Hingebung (0) an Deutſchland “, die auch nichts anderes 
iſt, als — Luft. Die Aachener Ztg. iſt mit ihrer „modernen nationa⸗ 
len Treue“, der das eigentliche Object fehlt, nicht ſonderlich glücklich dem 
Rhein. Beob. gegenüber und ſie möge nur an feſtere Grundlagen denken, 
als die „Treue“ iſt, bei welcher die Menſchen auch aus nationaler Treue 
einmal verhungern und verdurſten können. Übrigens iſt es eine unglückliche 
Sophiſterei, die „Treue“ aus ihrer eigentlichen naturwüchfigen Bedeutung 
in eine andere fremde hinein zu verdrehen, und einen nationalen Tu: 
gendbegriff daraus zu machen, der weder Fleiſch noch Blut hat. Alſo 
auch hier nur Halbheiten. — Zwar haben wir nicht das Recht dazu, die 
Aachener Ztg. zur Rechtfertigung darüber aufzufordern, daß fle nicht kom⸗ 
muniſtiſch, ſondern etwas anders iſt; wenn ſie ſelbſt aber entwickelt, weß⸗ 
halb fie nicht „kommuniſtiſch“ fei, fo müſſen wir doch einmal horchen, was 
fie entwickelt. Und fte entwickelt Folgendes: „Wir glauben nicht an den 
Kommunismus, am-wenigſten bei dem größten Theile derer, welchen er hier 
vorgeworfen wird (Glaube macht ſelig!). Der Kommunismus will ſeine 
Weltverbeſſerung durch Gewaltmaaßregeln und ſeine Utopien ſelbſt 
wären der troſtloſeſte, langweiligſte Zuſtand; weil die Menſchen ſich auf 
der freien Weide nicht immer ſatt eſſen können, will er die 
Stallfütterung () einführen, bei welcher Jeder ſicher iſt, 
ſeine gleiche Portion Futter und Streu zu finden.“ Mehr 
weiß eine Redaktion, pie ſich eine freiſinnige nennt, nicht vom Rom: 
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munismus, als wad fie fich einbildet? Und damit glaubt ſie fertig zu fein? 
Vor allen Dingen müſſen wir dann die Redaktion fragen, was fle unter 
dem „vernünftigen Wege verſteht, auf dem Jene, welchen man mit Un⸗ 
recht den ſtrafbaren Kommunismus an den Kopf wirft, offenbare ſoziale 
Übel beſeitigen wollen?“ Wenn es nicht eine unverſchämte Forderung ware, 
würden wir ſie dann auch auffordern, uns nebenbei ihre wahre Herzens⸗ 
meinung über das „Ich“ und die „freie Perſönlichkeit“ mitzutheilen. Wenn 
wir nicht ernſthafter und länger gegen die Aachener Ztg. polemiſtren, ſo iſt 
der einfache Grund der, daß bei ſo ſchlagenden und bündigen Kritiken, wie 
fie die Aachener Ztg. bringt, wirklich der Verſtand ſtill ſteht. 

Auch die Kölniſche Zeitung, welche neben der Unentſchloſſenheit in 
der Vertheidigung der Intereſſen der Bourgeoiſie an einer ſchwindſüchtigen 
und unerquicklichen Philantropie laborirt, bringt zuweilen einige Orakel 
Berliniſcher Correſpondentenweisheit in ſozialen Angelegenheiten. So heißt 
es hier in Nro 268 in einer Corr. aus Berlin, welche von den von Herrn 
Ritter Bunſen geſtifteten evangeliſchen „Jünglings⸗Vereinen “ erzählt, daß 
der Herr Ritter Bunſen, der die Verbreitung der gefährlichen ſozialen 
Ideen unter den Arbeitern beklage und die Welt davon durch chriſtliche 
Geſellſchaften befreien wolle, „Sozialismus und Kommunismus zuſammen⸗ 
werfe.“ Das iſt freilich ſehr zu beklagen, daß Herr Ritter Bunſen ſolches 
thut. Denn „beide gehen doch in den tiefſten Grundſätzen auseinander; “ 
und zwar werden dieſe tiefſten Grundſätze dahin definirt, daß der Sozia⸗ 
lismus durch „Überzeugung“, auf „friedlichem Wege“ flegen wolle, 
während der Kommunismus auf „gewaltthätigen“ Umſturz des Beſte⸗ 
henden hinarbeite, und ihm dazu jedes Mittel recht ſei.“ Bei ſolchen Drohun⸗ 
gen ſchaudert allerdings dem moraliſchen, friedlichen Bürger die Haut, und 
es kann immerhin nicht ſchaden, daß das empfindliche Fell deſſelben zuwei⸗ 
len erſchüttert wird. Sozialismus? das ginge noch wohl — aber Kom⸗ 
munismus? das iſt mehr, als eine deutſche Tugendſeele ertragen kann. In 
unſerer Preſſe ſpielen überhaupt die pfiffigen Unterſcheidungen zwiſchen Go: 
zialismus und Kommunismus eine bedeutende Rolle. 

Soweit von den liberalen Zeitungen. Wenn fie wirklich einmal den 
Anfang machen, ihren Sozialismus, mit dem ſie ſich brüſten, auch zu er⸗ 
klären, fo kommt meiſtens eine beſonders deutſch⸗idealiſtiſch zurecht geflickte 
„Organiſation der Arbeit“ heraus, wie ſie Fourier auf Arbeit, Capital 
und Talent begründet. Wenn's hoch kommt, erklären ſie auch wohl kühn, 
daß Alle gleiche gerechte Anſprüche auf die Güter der Erde haben! — ſo⸗ 
weit nämlich „Staat“ oder „Kirche“, oder „Bourgeoiſte“ die Grenzen zu be⸗ 
ſtimmen für gut befinden! Zuweilen werden wir auf dieſe liberalen Zei⸗ 
tungen zurückkommen. Es iſt zwar eine unangenehme Arbeit, nach „Mei⸗ 
nungen und Anſichten“ umherzufiſchen, und es ſoll auch ſo wenig wie 
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möglich geſchehen und nur dann, wenn es erfolgreich iſt — aber einige 
Ausbeute wird ſie immer bringen. Finden wir nichts zur ernſtlichen Be⸗ 
ſprechung, ſo doch gewiß genug Ergötzliches. Fr. Schnake. 


Weltbegebenheiten. 
Oktober. 


In demſelben Monat, in welchem oor 33 Jahren die Kanonen der 
Völkerſchlacht bei Leipzig dem großen Kaiſer das Grablied ſangen, bin ich 
ſo glücklich, wieder einmal eine gemeinſame deutſche Angelegenheit berichten 
zu können. Iſt Hannover, ſind die Hanſaſtädte dem Zollverein beigetreten? 
Iſt der läſtige Sundzoll beſeitigt? Hat Preußen eine Verfaſſung bekom⸗ 
men, wie voriges Jahr Hohenzollern-Hechingen? Will der deutſche Bund 
ſich Schleswig⸗Holſteins annehmen? Soll gar ein deutſches Parlament zu: 
ſammenberufen werden, welches Deutſchlands Volk vertritt, wie der Bun⸗ 
destag Deutſchlands Fürſten? Bah, ihr Leute, wie kommt ihr nur auf 
ſolche materielle praktiſche Dinge? Woher dieſe extravaganten Anſprüche? 
Die gemeinſame deutſche Angelegenheit, die ich euch zu berichten habe, iſt 
keine That, kein Ereigniß, welches einen Abſchnitt bilden könnte in der 
Geſchichte, ſondern ſie iſt etwas echt deutſches, eine Berathung. Zu 
Frankfurt am Main haben ſich die Germaniſten, eine ganze Menge deut⸗ 
ſcher Gelehrter verſammelt und in dieſer Verſammlung wurde außer dem 
gelehrten Kram auch ganz hübſch über die Schleswig ⸗Holſteiniſche Frage 
und über die Nothwendigkeit eines deutſchen Rechtes an der Stelle des rö⸗ 
miſchen geſprochen. Und dicht daneben verſammelten ſich andere Männer, 
welche ſich für die Reform der Gefängniſſe intereſſiren. Faſt alle Natio⸗ 
nen waren vertreten. Man kam überein, daß die grauſame Einzelhaft in 
engen Zellen das beſte Gefängnißſyſtem wäre. Und doch iſt es erwieſen, 
daß ſehr viele Gefangene in den Zellen nicht nur körperlich verkümmerten, 
ſondern auch geiſteskrank, blödfinnig wurden. Das erſte Bedürfniß des 
Menſchen iſt die Geſelligkeit, der Verkehr mit anderen Menſchen; ohne die⸗ 
ſen verkümmert er, wie die Pflanze ohne Licht und Luft. Der geiſtliche 
Zuſpruch, deſſen er in der Zelle genießen ſoll, die oft ſehr zudringlich auf: 
tretende moraliſche Bekehrungsſucht kann kein Erſatz dafür ſein. Außerdem 
ſprach Herr Mittermaier über die Abſchaffung der entehrenden Strafen 
und wir können ihm darin nur beiſtimmen. Denn die Strafe ſoll kein 
Akt der Rache ſein, ſie ſoll dem Verbrecher nicht für immer den Wieder⸗ 
eintritt in die Geſellſchaft verſchließen, ſie ſoll ihn nur unſchädlich und wo 
möglich wieder zu einem nützlichen Mitgliede der Geſellſchaft machen. Un⸗ 
verbeſſerlich iſt Keiner, folglich läßt ſich das auch erreichen und die Verbre⸗ 
cher⸗Kolonien liefern Belege genug für die Möglichkeit. — Eine dritte 
„ deutſche Angelegenheit“, die Schriftſtellerverſammlung zu Weimar, kam 
nicht zu Stande, weil die Leiter derſelben, Herr Laube, der Erfinder des 
produktiven Liberalismus, und Herr Biedermann, der Herold des ſächſi⸗ 
ſchen Konſtitutionalismus, plötzlich Angſt bekamen vor den etwaigen fub: 
verfiven und deſtruktiven Anſichten ihrer Kollegen, der deutſchen Schriftſtel⸗ 
ler, und ihrer eigenen Verantwortlichkeit. Sie ſchrieben deßhalb an den 
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Weimariſchen Minifter, es wäre ſehr möglich, daß auch politifche Erörterun⸗ 
gen (d. h. höchſtens ein Toaſt auf „Schleswig⸗Holſtein meerumſchlungen) 
vorkämen und ob das auch etwa ſchaden könnte. Natürlich nahm die 
Regierung zu Weimar auf dieſe Anzeige hin ihre Erlaubniß zurück, wäh⸗ 
rend ſie gegen eine wirklich vorkommende derartige politiſche Erörterung ge⸗ 
wiß Nichts zu erinnern gehabt hätte. Ja, die Deutſchen ſind ſtark und 
tapfer, Deutſchland iſt einig und groß, wie ſeine Berge — nur muß nicht 
die entfernte Möglichkeit eines Konfliks mit der Polizei in Ausſicht ſtehen. 
Der Leipziger Schriftſtellerverein hat ſich übrigens höchſt entrüſtet gegen das 
Verfahren jener beiden Herren ausgeſprochen, dem entweder Polizeifurcht, 
oder kleinliche Eitelkeit zum Grunde liegt. Meiner Meinung nach müßten 
die Herren mit Eklat ausgeſtoßen werden. —. 

Preußen. In Bezug auf die oben beleuchtete „deutſche Zeitung“ 
enthält die heutige „Köln. Ztg.“ zwei Erklärungen der HH. Berg und 
Dahlmann. Herr Pertz verräth nur den Arger der Unterzeichner des Pro⸗ 
gramms über die „Veröffentlichung des Dahlmann'ſchen Briefes, die weder 
vom Abſender, noch von den Empfängern ausgegangen ſei.“ Das iſt uns 
gleichgültig; genug, daß er echt iſt; die alte Heimlichkeit iſt begraben. So⸗ 
dann ſagt Herr Pertz, „der Brief fei keine Ablehnung, ſondern eine be: 
dingte Zuſage.“ Freilich, d. h. wenn die Grundſätze des Programms ge: 
ändert würden. Endlich meint Herr Pertz, „die Mißverſtändniſſe, aus 
denen der Brief hervorgegangen, ſeien bereits vor der Veröffentlichung deſ— 
ſelben aufgeklärt und das erſte Lebenszeichen der „Deutſchen Zeitung“ werde 
ſte auch öffentlich widerlegen.“ Mißoerſtändniſſe? Das Programm iſt al— 
lerdings ſehr unverſtändlich; aber von Mißverſtändniſſen in den Punkten, 
gegen die Dahlmann ſpricht, kann die Rede nicht ſein. Die überwiegende 
theologiſche Richtung und das göttliche Recht der dem Volke gegenüber⸗ 
geſtellten Regierung, wie es weiland Herr Jarke im ſeligen „politiſchen 
Wochenblatt“ predigte, treten deutlich genug hervor. Dahlmann gibt die 
bedingte Zuſicherung der Theilnahme zu und ſagt, daß fein Brief ohne feir 
Zuthun und Wiſſen veröffentlicht ſei. Von „Mißverſtändniſſen“ fei ihm 
aber Nichts bewußt; Herr Pertz habe ihm in Frankfurt geſagt, „daß ſte 
alle mit ſeinem Briefe einverſtanden wären und daß ein anderes Programm 
in Kurzem erſcheinen werde.“ Fabula dobet: Die Herren Geheimeräthe 
und Profeſſoren ſind durch das unauslöſchliche, homeriſche Gelächter des 
Publikums, der nicht aus Geheimeräthen und Profeſſoren beſtehenden 
„ſchlechten“ Preſſe belehrt, daß ſie ſich mit ihrem publiziſtiſchen Verſuche 
blamirt haben, daß Publikum und Preſſe zu kritiſch geworden ſind, um die 
myſtiſchen Orakelſprüche, ſelbſt von Profejforen und Geheimräthen, ſtumm 
und dumm zu bewundern, daß ſie ſelbige vielmehr, wie ſich's gebührt, aus— 
lachen. Die Herren wiſſen nun nicht, was für ein Geſicht ſie zu dieſer 
unerhörten, ganz unerwarteten Anmaßung machen, wie fie die Blamage re: 
pariren ſollen. —. 

Der Dr. Dronke, der bekanntlich aus Berlin verwieſen wurde, ich 
glaube wegen eines Artikels in den unter fächfifcher Cenſur erſcheinenden 
„Grenzboten“, hat bei der Regierung zu Koblenz, feiner Vaterſtadt, ein 
Geſuch um ſeine Rehabilitirung als preußiſcher Bürger eingereicht. Der 
Stadtrath hat natürlich dieſes Geſuch eines durchaus ehrenwerthen Mannes 
bevorwortet. Trotzdem hat es die Regierung abgeſchlagen, unter anderem 
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nung einer anderen Stadt als Strafe zuerfennte? Und unter eine ganz 
erceptionelle Diktatur wird man doch Naumburg auch nicht ſtellen wollen? —. 

Ob Zeitz⸗Weißenfels und Magdeburg ebenfalls wirklich den Beſchluß 
gefaßt haben, den Landtag nicht zu beſchicken, und ob ſie darauf beharren, 
iſt zur Zeit noch nicht bekannt. — 

Die alt: und jungmünſterſche Partei, welche letztere bekanntlich durch 
die letzten Wahlen die Majorität in der Stadtverordneten-Verſammlung er: 
langte, führen ſeit einiger Zeit einen langen Streit in der „Köln. Ztg.“, 
welche von beiden Parteien die Intereſſen der Stadt, des Volkes am eifrig: 
ſten und umſichtigſten gewahrt habe. So viel iſt gewiß, daß Altmünſter 
den Arger über ſeine Niederlage ſehr deutlich merken läßt und daß es in 
Folge deſſen Maaßregeln ergreift, die auf keinem Fall im Intereſſe der 
Stadt ſind. Die Stadtverordneten können jetzt keine Sitzungen halten, weil 
der zur altmünſterſchen Partei gehörige Protokollführer und fein Stelloer⸗ 
treter ſich weigern, ihre Funktionen auszuüben. Schon früher wollten viele 
Stadtverordnete der altmünſterſchen Partei ihre Amter, den Beſtimmungen 
der Städteordnung zuwider, niederlegen und mußten durch die Regierung 
daran verhindert werden. Solche Ausbrüche gereizter Empfindlichkeit ſind 
jedenfalls nicht ſehr patriotiſch und förderlich für das Wohl der Stadt und 
müſſen durchaus beſeitigt werden, wenn ein öffentliches politiſches Leben ge: 
deihen foll. Im Übrigen wird man wohl den Begriff der „Demokratie“ 
nicht allzu weit ausdehnen dürfen, wenn man Jungmünſter den von ihm 
beanſpruchten Namen der demokratiſchen Partei beilegen will. —. 

In Köln iſt gegen die Mitglieder der Bürgerkommiſſion zur Ermitt— 
lung des Thatbeſtandes der Ereigniſſe vom 3. und 4. Auguſt, deren Pa: 
piere man ſchon vorher in Beſchlag genommen hatte, zu Anfang dieſes 
Monats wirklich die Unterſuchung eingeleitet. Nachdem ſte von dem In— 
ſtruktionsrichter vernommen waren, wurden fle aber durch Beſchluß der 
Rathskammer des dortigen Landgerichtes außer Verfolgung geſetzt. Der 
von dem Generalprokurator Berghaus und den Miniſtern des Krieges, 
des Innern und der Juſtiz angezogene Art. 258 des Strafgeſetzbuches, Ein: 
griffe in die Befugniſſe der Behörden betreffend, iſt alſo vom Landgerichte 
nicht für verletzt erachtet worden. Das öffentliche Miniſterium ſoll aber 
die Sache weiter verfolgen wollen. —. 

Wislicenus hat alſo, wie in dem oben abgedruckten Aufſatze näher 
angegeben iſt, mit etwa 40 ſeiner Anhänger den entſcheidenden Schritt ge— 
than. Er iſt aus der Landeskirche ausgetreten und hat eine „freie Ge— 
meinde“ gebildet; er hat es mit Recht, um die Freiheit nicht zu beſchrän⸗ 
ken, für unthunlich gehalten, ihr ein poſitives Glaubensbekenntniß unterzu: 
legen. Die freie Gemeinde iſt nicht ſpezifiſch religiös, fie iſt eine humani⸗ 
ſtiſche Geſellſchaft, ihre Grundlage die menſchliche Sittlichkeit, die aus der 
Zeit hervorgehende, mit ihr im Einklang ſtehende Sittlichkeit, nicht die 
durch die Tradition überlieferte Moral, noch weniger das Dogma. Nur ſo 
kann der Streit zu Ende gebracht werden zwiſchen Glauben und Wiſſen, 
zwiſchen Autorität. und Freiheit, zwiſchen Dogma und freier menſchlicher 
Anſchauung. Wollen Uhlich und ſeine Anhänger Ernſt machen mit der 
Geltendmachung der Vernunft, wollen fie nicht in dem ausgefahrenen Ge: 
leiſe des flachen, troſtloſen Rationalismus fortfarren, fo werden ſte denſel— 
ben Schritt thun müſſen und die Deutſchkatholiken nicht minder. Dann 
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auch „wegen der in feinen Schriften verfolgten Richtung.“ Herr Dronfe 
hat ſ. g. ſoziale Novellen geſchrieben, d. h. Novellen, in denen der Stoff 
dem gewöhnlichen wirklichen Leben entnommen iſt und die Kataſtrophe in 
der Regel durch einen Konflikt mit den Einrichtungen der gegenwärtigen 
Geſellſchaft oder mit Polizeigeſetzen herbeigeführt wird. Wenn er dadurch 
ſich eines Vergehens ſchuldig macht, ſo mag man ihm den Prozeß machen. 
Wie kann man ihm aber deßhalb, der in der Bundesakte garantirten Freizügig⸗ 
keit innerhalb der deutſchen Bundesſtaaten gegenüber, die Niederlaſſung verwei⸗ 
gern, wenn er, wie das nicht anders zu erwarten iſt, hinlängliche Subſt⸗ 
ſtenzmittel nachweiſen kann? Wo ſoll er am Ende eine Heimath finden, wenn 
andere Staaten, die noch weniger Verbindlichkeiten gegen ihn haben, da er 
in ihnen nicht geboren ift, ebenſo handeln? — Dabei mag auch noch be: 
merkt werden, daß Herrn v. Itzſtein das nachgeſuchte Viſtren ſeines Paſſes 
nach Preußen rundweg abgeſchlagen iſt. „Nach der Art und Weiſe, wie 
die Sache in der badiſchen Kammer behandelt ſei, wäre an eine Anderung 
des früheren Beſchluſſes gar nicht zu denken“, hieß es in dem Beſcheide. 
O einiges Deutſchland, groß und ſtark wie feine Berge! — Der Prokura— 
tor Leue, bei deſſen Freiſprechung durch den Appellhof der Generalproku— 
tor Berghaus zu Köln ſich bekanntlich nicht beruhigte, ſondern Reviſion 
des Urtheils verlangte, iſt von dem Reviſions- und Kaſſationshofe zu Ber: 
lin ebenfalls völlig freigeſprochen. Nicht einmal der Staatsanwalt, Gehei— 
merath Eichhorn, theilte Berghaus Anſicht, ſondern trug auf Beſtätigung 
des Urtheils an. Dabei ſprach der oberſte rheiniſche Juſtizhof die Anſicht 
aus, daß die Vorlage einer cenſurfreien Schrift bei der Polizei nicht der 
Ausgabe gleich zu achten ſei, daß alſo ein etwa darin enthaltenes Vergehen 
nicht als. ein begangenes angeſehen werden könne. —. 

Ich berichtete ſchon, daß die Stadtverordneten von Naumburg trotz 
der Mahnung des Oberpräſidenten fic) beharrlich weigerten, den Provinzial: 
landtag zu beſchicken. Man kann dieſen Beſchuß tadeln, ihn unpolitiſch fin: 
den, ohne ſich deßhalb mit den dagegen ergriffenen Maaßregeln befreunden 
zu können. In Folge einer Kabinets-Ordre wurde die Stadtverordneten 
Verſammlung aufgelöſ't und die einzelnen Mitglieder derſelben auf 6 Jahre 
für unwählbar erklärt. Sollten die fofort wieder zu wählenden Stadtver⸗ 
ordneten die Wahl eines Landtagsdeputirten ebenfalls verweigern, ſo ſoll 
Naumburg nicht nur ſeine Virilſtimme, das Recht einen Landtagsdeputirten 
zu wählen, verlieren, ſondern auch den Kreistag nicht mehr beſchicken 
dürfen. Ja es wird in dieſem Falle ſogar mit dem Verluſt der Städte— 
ordnung bedroht. Man kann es nur gutheißen, daß die Kabinetsordre 
das Recht, einen Deputirten zu wählen, zugleich als eine Pflicht anſteht 
und deßhalb einer Stadt dieſes Recht entzieht, die ſich beharrlich weigert, 
es als Pflicht anzuerkennen. Aber das Aufgeben resp. Entziehen dieſes 
politiſchen, ſtaatlichen Rechtes hat nichts mit den Rechten und Freiheiten 
der Kommüne gemein, welche durch die Kreisſtände, durch die Städteord⸗ 
nung gewahrt werden; es ſcheint mir darum nicht gerechtfertigt, einer 
Stadt für ihre Verzichtung auf politiſche Rechte auch die ſtädtiſchen 
Rechte zu entziehen. Und was will man Naumburg geben, wenn man die 
Drohung erfüllt und ihm die Städteordnung nimmt? Etwa die Gemeinde: 
Ordnung? Was würden andere kleinere Städte dazu ſagen, die vergebens 
um die Städteordnung baten, wenn man die ihnen verliehene Gemeinbeorb: 
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erft ſtehen ſich die Parteien ſcharf ausgeprägt einander gegenüber. — Die 
St. Nicolai Gemeinde zu Nordhauſen hat kürzlich folgende Erklärung er⸗ 
laſſen: „Die ordnungsmäßig von ihr vorgenommene Wahl des Diakonus 
Baltzer in Delitzſch zu ihrem Geiſtlichen ſei von den Kirchenbehörden bis 
in die höchſte Stelle nicht beſtätigt, weil derſelbe die Agende von 1829 
nicht als ein zwingendes Geſetzbuch anſähe. Sie bekenne ſich zur Union, 
wolle dieſelbe evangeliſche Gemeinde, wie bisher, bleiben, aber für ihren Got— 
tesdienſt bei ihren bisherigen Einrichtungen verharren, wie ſie namentlich 
durch das ſächſiſche Kirchenbuch von 1812 feſtgeſetzt ſeien. Sie proteſtire 
gegen die Agende als zwingendes Geſetzbuch und ſehe dadurch die evangeliſche 
Kirche in ihrer Glaubens- und Kultusfreiheit angegriffen; ſie proteſtire deßhalb 
gegen die Kompetenz des jetzigen Kirchenregiments und appellire an die 
deutſch⸗proteſtantiſche Geſammtkirche, zunächſt an die in den preußiſchen 
Landen. Ihr Kirchenpatron, der Magiſtrat, habe ihr Zuſtimmung und 
Mithülfe gewährt.“ Die Annahme der Agende wurde früher bekanntlich 
befohlen; es fragt ſich alſo, ob man die St. Nicolai Gemeinde nach 
ihrer Weigerung „als dieſelbe Gemeinde, wie früher“ beſtehen laſſen wird. — 
In Sonnenberg iſt ein Superintendent Schmutter wegen angeblich fom: 
muniſtiſcher Predigten und wegen Zeitungsartikeln, in welchen er eine 
Beſteuerung der Geiſtlichen zu Gunſten der Lehrer verfocht, zur 
Verantwortung gezogen. Das iſt freilich ein Streit für den Altar und den 
eigenen Heerd! Das Konſiſtorium hat von der Unterſuchung Abſtand ge— 
nommen und Schmutter nur einen Verweis ertheilt. Schmutters Charak— 
ter, ſeinen Fähigkeiten und ſeiner Lebensweiſe wird allgemein die höchſte 
Achtung gezollt. — Der Paſtor Schrader in Holzhauſen bei Minden iſt 
wegen ſeines „Antipietiſten“ ebenfalls vernommen, hat ſich aber eine ſchrift⸗ 
liche Beantwortung der ihm vorgelegten Fragen vorbehalten. Seine Ge— 
meinde hat ihn feſtlich empfangen und ihm erklärt, ſie würde unter allen 
Umſtänden zu ihm halten. So ruft das beabſichtigte ſtrenge Kirchenregi⸗ 
ment überall den Widerſtand hervor. —. 

Als der Magiſtrat und die Stadtverordneten von Hirſchberg ſich dem 
Könige bei feiner letzten Anweſenheit in Schleſien in Erdmannsdorf vorſtel— 
len wollten, wurden ſie nicht angenommen, ihnen dagegen das allerhöchſte 
Mißfallen wegen „bekannter Vorfälle“ durch Herrn v. Bodelſchwingh 
kundgethan. Unter dieſen „bekannten Vorfällen“ iſt wahrſcheinlich die 
warme Theilnahme zu verſtehen, welche die Hirſchberger für Wander und 
Schlöffel ſtets offen an den Tag legten. Der Graf Reichenbach erhielt 
die Weiſung, dem Könige nicht aufzuwarten. Gegen Reichenbach und 
Baron Seher-Toß iſt jetzt auch eine Unterſuchung eingeleitet, weil man fie 
in Verdacht hat, bei der Flucht der polniſchen Inſurgenten aus Neiſſe und 
Koſel hülfreiche Hand geleiftet zu haben. — Als der König in dem ſchleſi⸗— 
ſchen Städtchen Beuthen erwartet wurde, lud der geſtrenge Magiſtrat oder 
Bürgermeiſter einzelne Gemeindeglieder zur Berathung der Empfangsſeier⸗ 
lichkeit durch folgende etwas wunderliche Formel vor: „Herr N. N. erhält 
hiermit den Befehl, um die und die Zeit bei 1 Thlr. Strafe oder 48 Stunden 
Arreſt auf dem Rathhauſe zu erſcheinen und anderweite Anweiſungen zu 
gewärtigen.“ Wenn in Warſchau die Polizei befiehlt, daß die Polen aus 
enthuſtaſtiſcher Liebe für den Kaiſer Nikolaus eine Illumination veran— 
ſtalten wollen, ſo wird für jedes nicht erleuchtete Fenſter mindeſtens eine 
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bedeutende Geldſtrafe erlegt. So naiv war die deutſche Polizei bisher 
nicht. —. 

i Eine ſchauderhafte Geſchichte über die Domanialpolizei, welche allein zu 
ihrer ſofortigen Aufhebung führen müßte, wird aus einem Städtchen bei 
Ratibor in Oberſchleſien gemeldet. Der Kämmerer des Orts glaubte, es 
fei bei ihm eine Kuhkette geſtohlen und hegte deshalb Verdacht gegen einen 
10jährigen Knaben. Er ließ das Kind aufgreifen und durch den Polizei: 
diener furchtbar prügeln, ohne daß es den Diebſtahl eingeſtanden hätte. 
Da ließ der Kämmerer ein Beil und einen Klotz herbeiholen, den Kopf des 
Knaben darauf legen und drohte ihm mit augenblicklicher Enthaubtung, 
wenn er nicht geſtände. Dieſen Schreckniſſen kann das Kind nicht widerſte⸗ 
hen; es geſteht den Diebſtahl mit allen Umſtänden ein. Der Bürgermei⸗ 
ſter, der an der Wahrheit dieſes Geſtändniſſes zweifelte, ließ hernach den 
Knaben kommen; dieſer war aber ſo furchtbar eingeſchüchtert, daß er trotz 
des liebreichſten Zuredens bei ſeinem Geſtändniſſe blieb. Und doch war ſein 
Bekenntniß eine von der Furcht diktirte Lüge; denn die Kuhkette fand 
ſich bald wieder, ſie war nur verlegt. Daß eine Unterſuchung wegen 
dieſer empörenden Grauſamkeit eingeleitet wäre, hat man nicht gehört, 
obgleich mehrere Bürger und der Polizeidiener dabei zugegen waren. Der 
Vater des bis auf's Blut mißhandelten Kindes iſt ein armer Barbier, der 
gegen den Dorſmagnaten nicht klagen kann, ohne feine Kundſchaft zu 
riskiren. —. 

Wir müſſen nochmals auf die Ereigniſſe im Militairſtande Weſtpha⸗ 
lens zurückkommen. In der Korrespondenz aus Bielefeld iſt die Entlaſſung 
aus dem Dienſte von noch 2, ihren Zeugniffen nach tüchtigen Landwehroffi⸗ 
zieren gemeldet. In Münſter meldete ſich der Lieutnant Anneke zur Auf: 
nahme in eine Geſellſchaft „Cerele“, an der Arzte, Referendarien, Aſſeſſo— 
ren, darunter auch Landwehrofſiziere theilnehmen. Die Aufnahme wurde 
verweigert, die Zahl der ſchwarzen Kugeln überwog. Da über Anneke's 
ehrenwerthen Charakter ſogar unter den ihn verurtheilenden Richtern nur 
eine Stimme herrſcht, fo kann dieſe Herren nur die Beſorgniß, „mißliebig“ 
zu werden, bewogen haben, ihm ihre Stimme nicht zu geben. Die Ming: 
rität (etwa 26) trat fofort aus der Geſellſchaft aus. Ein höherer Militair: 
that aber alsbald ſeinen Offizieren kund, er werde es ſehr gern ſehen, 
wenn fle an dieſer Geſellſchaft theilnähmen. Die Freiwilligen, welche zu 
der ausgetretenen Minorität gehörten, wurden eingeladen, um über eine 
ganze Menge von Fragen, ihr Verhältniß zu Anneke, ihre Motive zum 
Austritt, ihre Geſinnungen u. dgl. betreffend, Auskunft zu geben. Natür— 
lich beantworteten fie nur die auf ganz beſtimmte Thatfachen ſich beziehen— 
den Fragen, wieſen aber die übrigen, namentlich die über ihre Geſinnungen 
als eine Inquifltion, der fie ſich nicht zu fügen hätten, zurück. —. 

Wir müſſen leider dem Winter mit Beſorgniß entgegenſehen, mit 
größerer noch, als im vorigen Jahre. Die Noth iſt an vielen Orten ſchon 
jetzt ſehr groß; aus Crefeld wird ein Faktum gemeldet, was an Irland 
erinnert. Dort wurden Ackerdiebſtähle ganz ungeſcheut am hellen Tage 
ausgeführt und der herzukommende Beſitzer wurde mit dem Tode bedroht, 
wenn er die Thäter anzeige. Noth kennt kein Gebot und der Verzwei⸗ 
felnde wagt Alles. In den ſchleſiſchen Weberdiſtrikten hört man von den 
hungernden Fabrikarbeitern wieder die wildeſten Drohungen gegen die Fabri⸗ 
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kanten. Auch bei uns beginnen die verhältnißmäßig reichen Erwerbs⸗ 
quellen allmählig zu verſtegen; die Erdarbeiten an den Eiſenbahnen, welche 
die meiſten Menſchen beſchäftigten, nahen ſich ihrer Vollendung. Rechne 
man nicht allzu feſt auf einen Winter, wie er uns voriges Jahr zu Hülfe 
kam! Beruhige man ſich nicht bei dem Gedanken: Wenn jeder ſpart, ſo 
reicht man immer aus! Alle Länder des Kontinents bedürfen Zufuhr, 
und wenn dieſe uns wirklich vor eigentlichem Mangel an Lebensmitteln 
ſchützen ſollte, was mir noch keineswegs ausgemacht ſcheint, da weder Süd⸗ 
rußland, noch Amerika brillante Ernten gehabt haben, ſo wird doch der 
Preis unerſchwinglich für die arbeitende Klaſſe werden. Den Preis aber wer⸗ 
den die Zufuhren nicht herabdrücken. „Die für unſeren Kornhandel ſehr 
günſtigen Nachrichten, ſchreibt eine amerikaniſche Zeitung, haben ſofort die 
Mehl- und Kornpreiſe bedeutend geſteigert; Viele wollen vorläufig gar nicht 
verkaufen. Auch andere Lebensmittel ſind in die Höhe gegangen. Übri⸗ 
gens hat der Wurm ſehr viel geſchadet und die Ernte iſt ſchlechter, als 
1844 und 45.4 Staat und Gemeinden ſollten ſich alſo nicht abhalten laf: 
ſen, ſich bei Zeiten für den Fall der Noth mit Lebensmitteln zu verſehen, 
und ſich nicht dabei beruhigen, daß voriges Jahr das Elend und der Manz 
gel nicht ſo hoch ſtiegen, als man Anfangs fürchtete. Beſſer verwahrt, 
als beklagt! Privatvereine oder Gemeinden, die zu dieſem Zwecke zufam: 
mentreten, müſſen aber von vornherein darauf gefaßt ſein, etwas bei dem 
Unternehmen einzubüßen. Sonſt wäre es ja keine Wohlthätigkeit, keine 
Aufopferung, ſondern nur eine Gefälligkeit, die ſie den Armen erwieſen. Die 
erſte Nothwendigkeit iſt allerdings die, Lebensmittel zu beſchaffen; aber es 
iſt nicht minder nöthig, ſie den Dürftigen zu einem erſchwinglichen Preiſe 
abzulaſſen. Solche Vereine müſſen alſo den Dürftigen auch unter dem 
koſtenden Preiſe verkaufen; denn die Sorge des Armenvorſtandes für die 
ganz Armen, auf die man ſich ſo oft beruft, reicht nicht aus; ſeine Mittel 
ſind nur für gewöhnliche Zeitläufte berechnet und meiſtens knapp genug. 

Sachſen. Das Schickſal des Krakauer Dictators Tyſſowski, 
welcher bis jetzt ſich in milder Haft auf dem Königsſtein befand, hat eine 
ſehr ungünſtige Wendung genommen. Er wird jetzt viel ſtrenger gehalten 
und an ſeine Freilaſſung ſcheint nicht zu denken zu ſein. Freilich iſt ſein 
Loos noch immer ein ungleich beſſeres, als wenn er den Ruſſen in die 
Hände gefallen wäre; der Tod oder mindeſtens die furchtbare Marter der 
Knute und die ſibiriſchen Bergwerke wären ihm gewiß geweſen. Das An⸗ 
ſinnen, ihn auszuliefern, hat die ſächſiſche Regierung entſchieden abgewieſen. 
Man hoffte aber, daß fle Herrn Tyſſowski freilaſſen würde, nachdem fte 
etwa die Aufſchlüſſe über den Krakauer Aufſtand, die er geben konnte und 
wollte, erhalten hätte. Man glaubte nicht, daß die fächftfche Regierung 
ſich irgend veranlaßt finden würde, einen Mann einzukerkern, der gegen ſie 
ſelbſt Nichts verbrochen hatte, wenn er auch an der Spitze des Aufſtandes 
eines ſelbſtſtändigen Staates geſtanden hatte. In der That, aus welchem 
Grunde ſollte Sachſen eine Strafe vollziehen, welche Oſterreich und Rug: 
land wahrſcheinlich verhängt haben würden? Politiſche Vergehen ſind in 
dieſer Beziehung wohl von anderen zu unterfcheiden; für ſolche ſollte kein 
Staat das Aſyl weigern. Die ſtrenge Haft, die Herr Tyſſowski jetzt erlei⸗ 
det, iſt aber unzweifelhaft durch ruſſtſche und öſterreichiſche Reklamationen 
hervorgerufen. —. 


519 


Der Miniſter Könneritz, der hartnäckige Gegner des öffentlichen und 
mündlichen Gerichtsverfahrens, hat ſeine Entlaſſung genommen. Ob er 
aber wegen der den ſeinigen in dieſem Punkte entſchieden widerſprechenden 
Anſichten der Kammer abgetreten iſt, ob ſein Nachfolger auf die Beſchlüſſe 
derſelben mehr Rückſicht nehmen wird, das ſollte man zwar nach den Grund⸗ 
ſätzen der konſtitutionellen Verfaſſungen erwarten; in Deutſchland iſt aber 
in dieſer Hinſicht die Praxis von der Theorie immer ſehr bedeutend 
abgewichen. 

Braunſchweig. Der ſtändiſche Ausſchuß, welcher über die zwi⸗ 
ſchen der Regierung und der Kammer entſtandenen Differenzen in Bezug 
auf das Büdget entſcheiden muß, hat ſein Votum abgegeben. Er hat durch 
Stimmenmehrheit ſich dahin ausgeſprochen, daß die unvollſtändige Veröf⸗ 
fentlichung des Büdgets (bloß der bewilligten Poſten) Seitens des Miniſte⸗ 
riums und die Erhebung der nicht ausdrücklich bewilligten Sätze für eine 
Verletzung der Verfaſſung zu erachten fet. Er bittet um ſchnellen Auf: 
ſchluß, proteſtirt gegen die Ausführung des Finanzgeſetzes und behält ſich 
fernere Maaßregeln vor. Ich ſehe nicht recht ein, was für „Aufſchlüſſe! 
er noch nöthig hat, wenn eine Verfaſſungsverletzung vorliegt. Sollte die⸗ 
ſer Fall nicht vorgeſehen ſein? Iſt vielleicht die Stelle nicht bezeichnet, bei 
welcher man das Miniſterium in Anklageſtand verſetzen kann? Das wäre 
freilich eine arge Lücke, die ſich indeſſen auch wohl ſonſtwo im deutſchen 
Vaterlande gefunden hat. Jedenfalls müßte der Ausſchuß dann alsbald 
von ſeiner Befugniß Gebrauch machen, die Kammer ſofort zuſammenberufen 
zu können, ohne der Einwilligung des Landesherrn zu bedürfen, und mit 
ihr die ferner zu ergreifenden Maaßregeln berathen. 

Hannover. Die Stadt Hameln hat Offentlichkeit der Sitzungen 
des Magiſtrats und des Bürgerkollegiums beantragt, welche der Magiſtrat 
für ſich allein zu bewilligen das Recht hat, — natürlich wenn dieſes Recht 
nicht hinterher aufgehoben wird, wie das auch wohl mal paſſtrt. Es fragt 
ſich nun, ob dieſer nach oben ſich ſtets ſehr freiſinnig zeigende Magiſtrat 
darauf eingehen wird, oder ob er auch an den büreaukratiſchen Marimen 
krankt, welche man mit Recht dem größten Theile der ſ. g. freifinnigen 
ſtaatsgrundgeſetzlichen Oppoſition vorwirft; Herr Stüve ſtand auch in vie: 
fer Beziehung an der Spitze derſelben. — In Celle iſt die Illumination 
für den Kronprinzen bei 5 Thlr. Strafe verboten. Dieſes Verbot iſt höchſt 
auffallend in Deutſchland. Ich vermuthe, daß die Bürgerſchaft ſie entweder 
gar nicht oder nur zu einem ſehr kleinen Theile beabſichtigt hat und daß 
die Behörden Demonſtrationen der nicht Illuminirenden gegen die Illumi⸗ 
nirenden beſorgten. 

Baden. Mag man über die Ergebniſſe des letzten Landtages den⸗ 
ken, wie man will, mag auch der letzte Angriff der Radikalen, die durch 
Welcker beantragte Verweigerung der Steuern, ein Theatercoup geweſen 
fein, nur in der ſicheren Vorausſetzung unternommen, daß er zu keinem 
Reſultate führen würde: — es iſt dennoch eine neue Epoche in dem politi⸗ 
ſchen Leben Badens angebrochen und fie äußert ſich durch eine ſtrenge rück⸗ 
ſichtsloſe Kritik der Leiſtungen der Abgeordneten, auch der radikalen. We⸗ 
der das Volk, noch die Preſſe will es mehr unbedingt gutheißen, was die 
ſchönredneriſchen, meiſt ſehr phraſenreichen liberalen Herren im Ständeſaale 
thun und mancher Seſſel möchte bei den nächſten Wahlen anders beſetzt 
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werden als bisher. Namentlich find die HH. Zittel und Biffing, die 
Führer der Juſte-Milieu-Partei, wegen ihrer Halbheit und jämmerlichen 
Unentſchloſſenheit, wegen ihrer kläglichen Bücklinge nach beiden Seiten recht 
ſchaffen verhöhnt; ebenſo hat Herr Baſſermann wegen ſeiner polizeilichen 
Deklamationen gegen die Hegelinge, die Nihiliſten und Kommuniſten, von 
denen er obendrein ſo viel verſteht, wie die Kuh vom Sonntag, und der 
radikale Herr Weller wegen feines enragirten Judenhaſſes derbe Wahr: 
heiten hören müſſen. Zudem wird das hungernde Volk von den radikalſten 
Phraſen der Radikalen nicht ſatt und die materiellen Fragen, die äußerſt 
proſaiſchen Forderungen zur Beſeitigung der Noth, zur Befriedigung des 
bellenden Magens drängen ſich immer mehr in den Vordergrund. Mögen 
ſich die Radikalen das merken; ſie könnten ſonſt am Boden liegen, wie feſt 
fie auch im Sattel zu ſitzen meinen. Die Volksſouverainetät ijt recht ſchön 
und gut; aber was hat der hungrige Proletarier von ihr allein? Er ver: 
langt mit Recht zuerſt Sicherung ſeiner äußeren materiellen Exiſtenz, wie 
ſich das ganz kürzlich erſt wieder bei dem Crawall zu Bern zeigte. Und 
nur auf dieſer Baſis können die höheren Forderungen und Bedürfniſſe von 
Sittlichkeit und Freiheit wachſen und gedeihen. — Der klaſſiſche, an den 
Brüſten des Alterthums genährte Oberſtudienrath hat den Zöglingen der 
Lyceen und höheren Bürgerſchulen die Theilnahme an den harmloſen Turn— 
vereinen unterſagt. Demagogiſche Umtriebe von dieſen Inſtituten zu be— 
fürchten, dazu iſt ſelbſt der Oberſtudienrath wohl nicht im Stande. Er 
will nur die klaſſiſche, altehrwürdige Tradition aufrecht erhalten, daß ein 
deutſcher Gelehrter ein pedantiſcher, unbehülflicher Menſch ſein, daß die 
Ausbildung des Körpers nicht wie bei den ſchönen, heiteren Griechen mit 
der des Geiſtes Hand in Hand gehen müſſe, ſondern daß jene vielmehr 
dieſe nur beeinträchtige. O Zöpfe, o Tröpfe! —. 

chweiz. Das wichtigſte Ereigniß, die Urſachen und Folgen des 
Aufſtandes und Sieges der Demokratie in Genf, finden die Leſer in einer 
beſondern Korrespondenz. Die neue Regierung iſt durch das Reſultat der 
Wahlen geſichert und wird ſich wenig daran kehren, daß Luzern ſie nicht 
anerkennt. Die noch zu einem gültigen Bundesbeſchluß gegen die Jeſuiten 
und den Sonderbund fehlende Stimme wird Freiburg, wo ſich der liberale 
Bezirk Murten tüchtig rührt, abgeben oder Baſelſtadt. Hier wackeln die 
Zöpfe gewaltig und da die Konſervativen einſehen, daß ſie den Radikalen 
und ihrem Rückhalte, den Baſellandſchäftlern, nicht widerſtehen können, ſo 
wird man fic) wahrſcheinlich „freiwillig, weil man muß“, über eine Reviſton 
der Verfaſſung und eine dem Tagſatzungsgeſandten zu ertheilende Inſtruktion 
gegen Jeſuiten und Sonderbund einigen. Ob dann aber der Sonderbund 
d. h. die jeſuitiſchen Urkantone ſich dem Beſchluß der Tagſatzung unterwer— 
fen oder es im Vertrauen auf ihre unzugänglichen Berge auf einen Bür⸗ 
gerkrieg ankommen laſſen, das iſt freilich noch zweifelhaft; leider ſcheint 
nach den Rüſtungen dieſer Kantone das letztere wahrſcheinlicher. An eine 
Intervention Oeſterreichs oder Frankreichs glaube ich nicht; beide haben 
genug daheim zu thun. Die franzöſiſche Regierung wird es auch nicht 
wagen, ihre Bataillone zu Schildknappen der frommen Väter Jeſu, 
der politiſchen und religiöſen Reaktion herzugeben. Die Intervention 
Oeſterreich, welches ſolche Bedenken nicht hegen wird, allein zu überlaſſen, 
das leidet wieder die Eiferſucht nicht. Zudem iſt es auch noch ſehr die 
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Frage, ob der ſchweizeriſche Patriotismus d. h. die Abneigung gegen die 
Fremden, die grade in den Urkantonen am brutalſten iſt, ſich eine Einmi⸗ 
ſchung der Fremden gefallen laſſen, ob dieſe Abneigung nicht am Ende die 
Oberhand über die Jeſuitenliebhaberei gewinnen würde. Die Jeſuiten ba: 
ben zwar die ohnehin ſchon ſehr bornirten Urkantone nach Kräften ver⸗ 
dümmt und fanatiſirt; aber der Schweizerpips ijt eine tief eingewurzelte 
Krankheit. Von der unglaublichen Rohheit der Urkantone in der Geſetzge⸗ 
gebung, wofür ſchon die Beſtrafung eines Freiſchaarenoffiziers und eines des 
Atheismus beſchuldigten badiſchen Schneidergeſellen Vogt in Unterwalden 
und Uri mit Pranger und Ruthenſtreichen von Henkers Hand ſo ſchreiende 
Belege lieferten, hat auch Luzern wieder einen ſkandalöſen Beweis gegeben. 
Die Frau des Dr. Steiger, welche während der Gefangenſchaft ihres 
Mannes deſſen Buchforderungen an einen Agenten verkaufte, iſt jetzt in con- 
tumaciam zu 6 Jahren Zuchthaus und zum Tragen eines eiſernen Ringes 
um den Hals mit einem Schnabel verurtheilt, weil ſie durch jenen Verkauf 
den Fiskus, der für feine Mühwaltungen Steigers Vermögen gern eingezo— 
gen hätte, benachtheiligt hatte. Was kann die gemeine Rachſucht eines 
Siegwart Müller, eines Bernhard Meyer, die jetzt unter der Agide 
der Jeſuiten den Kanton beherrſchen, mit ſolchen Geſetzen nicht ausführen! 
Zum Glück befindet ſich Frau Steiger wohlbehalten in Bern und die Luger: 
ner hängen einen fo wenig wie die Nürnberger, wenn fie ihn nicht haben. — 
In Folge der hohen Preiſe der Lebensmittel haben die Arbeiter in Bern 
eine kleine Emeute gemacht. Ihre Wuth richtete ſich beſonders gegen die 
Kornaufkäufer, die man ſpeciell als Wucherer zu bezeichnen pflegt, wäh— 
rend man bei anderen Kaufleuten das nämliche Verfahren ganz in der Ord— 
nung findet. Mehrere Menſchen wurden durchgeprügelt, mehrere Läden ge— 
plündert und demolirt. Die geſtürzten Patrizier mögen das Feuer geſchürt 
haben, um der radikalen Regierung Verlegenheiten zu bereiten. Aber zu 
verwundern iſt es eben nicht, daß die Berner Proletarier, die noch kürzlich 
eine radikale Bewegung gelingen ſahen, deren Früchte nicht bis zu ihnen 
kamen, auch einmal eine Revolte verſuchten, um der ihnen am meiſten fühl⸗ 
baren Noth ein Ende zu machen. Die Regierung nahm übrigens die in 
der Petition der Arbeiter vorgeſchlagenen Mittel zur Abhülfe der Theurung 
an und ſo wurde die Ruhe wieder hergeſtellt. Ob die eben bekannt wer— 
dende Ausweiſung des Züricher Sozialiſten Treichler aus Bern von der 
Regierung in Folge dieſes Arbeiteraufſtandes verfügt iſt, ſteht dahin. Die 
radikale Regierung, die noch kürzlich mit einer in der Schweiz ſehr anzu— 
erkennenden Liberalität die Judenordnung aufhob und die Juden unter das 
allgemeine Fremdengeſetz ſtellte, ſollte aber ſolche Maaßregeln nur ans den 
triftigſten Gründen verfügen und ſolche find bis jetzt nicht bekannt gewor⸗ 
den. — In der Waadt gewinnen die ſozial-demokratiſchen Anſichten, denen 
auch die Staatsräthe Druey, Delarageaz, Eytel entſchieden anhängen, 
immer mehr Boden, der „Schwanenverein“ dehnt fic) immer weiter aus. 
Der Fourieriſt Victor Conſiderant hat kürzlich in Lauſanne Vorleſungen 
gehalten und die Konſervativen ſcheinen nicht abgeneigt, ihm die Genfer Revo— 
lution zur Laſt zu legen, was natürlich baarer Unſinn iſt. In Genf iſt 
übrigens beſchloſſen, daß der frühere Staatsrath und der Militairkomman⸗ 
dant den Schaden des von ihnen angeordneten Bombardements der Vorſtadt 
St. Gervais tragen ſollten und das iſt auch ganz in der Ordnung. —. 
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Frankreich. Während in anderen Gegenden bei der lang anhal: 
tenden Dürre faſt alle Brunnen verſiegen, rauſchen plötzlich in Frankreich 
die Fluthen der Ströme verheerend daher, durchbrechen ihre Dämme und 
vernichten maſſenweiſe die Wohnungen und die Felder der Menſchen. Aus 
mehreren Departements ertönen herzzerreißende Klagen; nicht wenige Men⸗ 
ſchenleben gingen zu Grunde und der übrige Verluſt wird auf viele MM: 
lionen geſchätzt. Vergebens zerbrechen ſich die Gelehrten die Köpfe darüber, 
woher dieſe ſo häufig wiederkehrenden verheerenden Überſchwemmungen rüh⸗ 
ren mögen. Früher wurden durch einen Machtſpruch der Akademie die rau⸗ 
ſchenden Wälder auf den Bergen als Urſachen des Übels niedergehauen, 
nachher wurden ſie wieder angepflanzt und das Übel blieb daſſelbe. Zu 
den allerdings großartigen Arbeiten, durch welche die brauſenden Fluthen 
unſchädlich abgeleitet werden könnten, ſind keine Fonds da. 

Der diplomatiſche Sieg, den Louis Philipp durch die Verheira⸗ 
thung des Herzogs v. Montpenſier mit der Erbinfantin Donna Luiſa 
errungen hat, mag für die Dynaſtie ganz erſprießlich ſein; dem Lande wird 
er vor der Hand nicht viel mehr eintragen, als die Mühe, die karliſtiſchen 
Offiziere, von denen man eine Contrerevolution befürchtet, einzuſperren, 
den Verluſt enormer Summen zur Befeſtigung des franz. Einfluſſes in 
Madrid, und den Austauſch einiger Orden. Eine Anderung der Handels⸗ 
verträge würde England zu empfindlich verletzen. Das vermeidet man gern; 
man iſt zufrieden mit den Vortheilen, welche die Dynaſtie errungen hat. — 
In Faubourg St. Antoine brach ein Aufſtand aus, weil das Brod über 
Nacht um 4 Cent. pro 2 Kilogramm aufſchlug. Er wurde zwar ohne 
große Mühe unterdrückt; da aber die Urſache, die Noth, dieſelbe bleibt, ſo 
gehört nicht viel Prophetengabe dazu, um eine Wiederholung vorherzuſagen, 
und jede wird bedenklicher werden. Der „National“ verlangt zur Abhülfe 
der Noth die Aufhebung des Oktrois auf Fleiſch; jedes Stück Vieh zahlt 
an der Gränze 50 Fr. Eingangszoll; in Paris beträgt der Oktroi auf 
jedes Pfund Fleiſch 2 Sous. Dadurch wird jährlich eine Summe von 
6,000,000 Fr. erzielt, welche der „National“ durch eine Steuer auf Luxus⸗ 
pferde beſchaffen will. Das iſt gut, aber nicht zureichend; die eigentlich 
Nothleidenden eſſen kein Fleiſch, weil ſie nicht einmal die wohlfeileren 
Lebensmittel bezahlen können. Eine Steuerveränderung lindert etwas, heilt 
aber das Übel nicht; dazu iſt eine tiefer eingreifende Anderung nöthig. 
Außerdem verlangt der „National“ Hffentlichkeit der Sitzungen der Muni: 
zipalität, welche merkwürdiger Weife noch nicht eriftirt. 

Die Arbeiter haben für ſich daſſelbe Recht in Anſpruch genommen, 
welches die Regierung den Freihandelsmännern und Protektioniſten zugeſtan⸗ 
den hat. Sie wollen ebenſo, wie dieſe, einen Verein zur Wahrung ihrer 
Intereſſen bilden, da keiner der von jenen Parteien geſtifteten Aſſoziationen 
dieſelben vertraͤte. In England haben ſie dieſes Recht; in Frankreich wer⸗ 
den ſte es ſchwerlich erhalten. So weit dehnt die Bourgeoiſie die Aſſozia⸗ 
tionsfreiheit nicht aus; was fte für ſich beanſprucht, iſt fie darum noch 
keineswegs geſonnen, den Arbeitern zuzugeſtehen. Ebenſo wenig wird ſte 
zugeben, daß dadurch die Gleichheit vor dem Geſetze, mit der ſie ſich gele⸗ 
gentlich ſo breit macht, aufgehoben wäre. Sie denkt vielmehr, Unterſchiede 
müſſen einmal ſein. 

England. Die Noth in dem reichen England, dem reichſten Lande 
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der Welt, ſteigt ebenfalls von Tage zu Tage. Die Handels- und Fabri⸗ 
kenkammern von Mancheſter und anderen Städten reichen Petitionen ein, 
in welchen fte die ſofortige freie Einfuhr für Lebensmittel verlangen, welche 
nach dem vom Parlament angenommenen Vorſchlage Peels erſt in 3 Jah⸗ 
ren ganz frei gegeben werden ſollte. Man hofft, dadurch die Preiſe her⸗ 
abzudrücken; Fleiſch und Speck ſind bedeutend geſtiegen, Brod koſtet ein 
Drittel mehr, als ſonſt, Hafermehl das Doppelte, Kartoffeln das dreifache 
der Mittelpreiſe. Für England hilft das vielleicht, wenn ſonſt die Geſchäfte 
gut gehen. Aber für Irland? An allen Orten erhebt ſich die hungernde 
Bevölkerung und nimmt gewaltſam Lebensmittel weg, wo ſie welche findet. 
In Dungarvon kam es darüber zu einem blutigen Zuſammentreffen mit 
dem Militair, welches mehrere Hungrige niederſchoß, die dann freilich den 
Vortheil hatten, nicht mehr zu hungern zu brauchen. Nach Slibbereen zog 
eine Schaar von 1000 Bauern, Weibern und Kinder; die Bürger bewaff⸗ 
neten ſich, die Aufruhrakte wurde verleſen. Aber die Bauern erklärten, ſie 
wollten ſich lieber erſchießen laſſen, als verhungern; ſeit 24 Stunden hät⸗ 
ten ſie Nichts gegeſſen und ihre Weiber und Kinder ſollten nicht hungern, 
ſo lange noch ein Kornſpeicher gefüllt ſei. Was ſollte man den Leuten 
erwiedern? Man fütterte fte nothdürftig ab und ſie entfernten ſich mit der 
Drohung bald wieder zu kommen. Bei den von der Regierung angeordne⸗ 
ten öffentlichen Arbeiten, die noch lange nicht allen Arbeitsloſen Beſchäfti⸗ 
gung geben können, verdient der Arbeiter 8 Pence und das reicht grade 
hin, um den täglichen Maisbedarf für eine Perſon zu kaufen. Was ſoll 
da aus Weib und Kind werden? O'Connell hat auf die Einſammlung 
ſeines Tributes verzichtet und die Notablen zur Berathung zuſammen beru⸗ 
fen. Sie mögen ſich eilen, umfaſſende Maaßregeln zur Abhülfe der Noth 
ſelbſt mit großen Opfern zu treffen, ehe die Verzweiflung der Hungernden 
alle Dämme durchbrochen hat, ehe der Krieg der Beſitzloſen gegen die Be⸗ 
ſitzenden in vollen Flammen ausgebrochen iſt. Lange Zeit zum Beſinnen 
iſt nicht mehr da — und andere Länder mögen ſich ein Beiſpiel daran 
nehmen. Gegen den Hunger helfen weder Polizei, noch Bajonette! — 
Spanien. Vermählungsfeierlichkeiten mit obligaten Stiergefechten, 
eine Amneſtie für das Militair bis zum Grade eines Oberſten, für das 
Civil bis zum Grade eines politiſchen Chefs, welche alſo noch ſehr viele 
Perſonen ausſchließt, maſſenweiſes Erſchießen und Hängen von karliſtiſchen 
Aufſtändlern in Lerida und Seu d'Urgel — das alte Lied! Von Cabre⸗ 
ra's Unternehmungen hört man noch Nichts. 
Portugal. Auch hier, wie in Spanien, Hofintriguen, Staats⸗ 
ſtreiche und Militairverſchwörungen! Kaum iſt Koſta Kabral vertrieben, 
kaum beginnt ſich das ſeptembriſtiſche (radikale) Miniſterium Palmella zu 
befeſtigen, ſo beliebt es der Königin mit Hülfe eines ehemaligen Septem⸗ 
briſten, Marſchall Saldanha, daſſelbe aufzulöfen, Kabral zurückzurufen 
und durch einen Staatsſtreich alle konſtitutionellen Bürgſchaften, die Preß⸗ 
freiheit zu ſuspendiren. Dieſes unbeſonnene Unternehmen kann ihr leicht 
die Krone koſten. Die Septembriſten haben zu Oporto, zu Coimbra die 
Waffen gegen dieſe Contrerevolution ergriffen und marſchiren gegen Liſſa⸗ 
bon. Den Bevollmächtigten der Königin, Herzog Terceira, ſetzten ſie feſt, 
mehrere ſeiner Begleiter wurden niedergehauen. Die eine Junta, an deren 
Spitze der Marquis von Loulé, Oheim der Königin, ſteht, hat fle abge: 
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fest und die Regentſchaft ihres Sohnes proklamirt; die andere, deren Füh⸗ 
rer Graf Das Antas iſt, will bloß das Minifterium. Palmella wieder ein: 
ſetzen. Damit wird man ſich ſchwerlich begnügen; Donna Maria und 
König Ferdinand haben zu thätig eingegriffen, als daß fie ſich dießmal 
der perſönlichen Verantwortung entziehen könnten. Die Regierung hat kein 
Geld und weiß ſich nicht zu helfen; ſie ſoll eine bewaffnete Intervention 
Spaniens begehrt haben, die dieſes nicht leiſten kann, weil es ſelbſt Auf: 
ſtände des Esparteriſten und Karliſten zu fürchten hat. 

Italien. Die Reaktionaire haben ſich durch ihren Ärger: über das 
kräftige Einſchreiten des Pabſtes gegen die een Mißbräuche 
aller Zweige der Verwaltung, durch ſeine entſchieden liberalen Maaßregeln 
zu einem bewaffneten Aufſtande in Borgo di Faenza, dem Sitz der berüch— 
tigten Freiwilligen Gregors, hinreißen laſſen, der bald von der Bevöl— 
kerung und dem Militair unterdrückt wurde. nt Pius wird ſich durch 
ſolche Aufſtände der Reaktion nicht ſchrecken laſſen, ſo wenig als durch ihre 
ſchmutzigen Pamphleéte, in denen er als Feind der Religion und des Chri— 
ſtenthums geſchildert wird. Die Maſſe der Bevölkerung iſt darum nur von 
größerem Enthuſiasmus für ihn erfüllt. Um ähnlichem Unfuge vorzubeu⸗ 
gen, verlangt man Errichtung einer Bürgergarde; auch ſoll eine Konſtitu— 
tion in Ausſicht ſtehen. Einen ſehr guten Eindruck hat es gemacht, daß 
Pius bei der herrſchenden Theuerung ſich alle weiteren Volksfeſte verbeten 
hat. Und wenn er, wie es heißt, die Todesſtrafe abſchafft, fo gäbe er 
dadurch allen übrigen, viel civilifirteren Ländern ein glänzendes Beiſpiel. 
Übrigens iſt er ſehr vorſichtig; Pabſt Ganganelli, der die Jeſuiten auf⸗ 
hob, ſtarb an einem Pulver, welches er nicht verdauen konnte und Pabſt 
Pius Magen möchte nicht ſtärker ſein. —. 

ſterreich. Die Ruhe in Gallizien iſt noch immer nicht wieder 
hergeſtellt und es ſcheint auch wenig Ausſicht dazu zu fein. Die Bauern ha: 
ben auf größere Erleichterungen gerechnet, als die Regierung ihnen zugeſte— 
hen will. Der Adel benutzt das und macht ihnen größere Verſprechungen 
(kommuniſtiſche Hoffnungen wird die „Augsb. Allg.“ ſagen), um ſich 
wieder mit ihnen zu verbinden. Vielleicht gelingt das; der erſte Ausbruch 
iſt vorüber, die Bauern ſehen jetzt, daß ihre Edelleute grade ſo handelten, 
wie ihre Regierung ſelbſt handelt, daß ſie vielleicht gar von dieſer gehemmt 
wurden, wenn ſie den Bauern Laſten erleichtern wollten. In der That, 
man braucht die aſiatiſche Rohheit des dortigen Adels nicht in Schutz zu 
nehmen, um dieſer letzten Anſicht ſich zuzuneigen. Die Regierung bürdete 
dem Adel die Ausführung aller dem Bauern verhaßten Maaßregeln auf; 
manche Wohlthaten, die der Adel beabſichtigte, führte ſie als von ihr aus— 
gehend aus, manche verbot fie. Auch ſollen die Schlächtereien im Tar: 
nower Kreiſe weniger von den Gutsbauern, als von entlaſſenen, als 
Bauern verkleideten Soldaten verübt fein. Einzelnen Gemeinden find Be: 
lohnungen an Geld zuerkannt. Wofür? Wer denkt nicht an das Blut: 
geld, deſſen Auszahlung trotz aller Widerſprüche der offiziellen Korrespon⸗ 
denten Oſterreichs ſo evident nachgewieſen wurde? Der neue Gouverneur, 
Graf Stadion, hat die Vollmacht, das Standrecht zu verkünden. Das 
ſcheint nicht für die Wiederherſtellung⸗ der Ruhe, ſondern für die Erwar— 
tung neuer Aufſtände zu ſprechen. 

Schleswig ⸗Holſtein. Die däniſche Regierung hat den Geſchäfts⸗ 
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gang vereinfacht d. h. fie hat ihrem Repräſentanten eine unumſchränkte 
Vollmacht gegeben, damit er bei den in dieſen ſchwierigen Zeitläuften viel⸗ 
leicht nöthigen außerordentlichen Maaßregeln nicht durch läſtige Einreden be⸗ 
hindert würde. Die kollegialiſche Verfaſſung erſchien zu unbequem. Alle 
polizeilichen und politiſchen Sachen kann der Regierungspräſident abmachen, 
auch andere Sachen einzelnen Räthen zur alleinigen Verfügung geben. Er 
wird ſich dann ſeine Leute ſchon ausſuchen. Von der Handhabung der 
Cenſur kann man ſich einen Begriff machen, wenn man bedenkt, daß der 
Bundestagsbeſchluß über die Schleswig⸗-Holſteiniſche Frage, den ich im 
vorigen Hefte für ſo wenig befriedigend und beſtimmt erklärte, von der 
Cenſur geſtrichen iſt. Dagegen iſt aber die Publikation der Bundes⸗ 
tags beſchlüſſe von 1832, durch welche die in Holſtein geſetzlich erlaubten 
öffentlichen Reden und Verſammlungen verboten werden, der Beſchluß von 
dieſem Jahre gegen kommuniſtiſche Vereine in keiner Weiſe von der Cenſur 
gehindert. In Schleswig hat man dieſe Beſchlüſſe des deutſchen Bundes 
nicht publizirt, wahrſcheinlich um dem Lande den Anſchluß an denſelben zu 
verleiden. — Olshauſen iſt auf Befehl des Ober-Appellations-Gerichts 
ſeiner Haft entlaſſen und in Kiel feſtlich empfangen. 

Mittlerweile wurde der Schleswigſche Landtag eröffnet, zu deſſem 
Präſidenten der ſuspendirte Beſeler, zum Vicepräſidenten der Herzog von 
Aug uſtenburg gewählt if. Seine Haltung wird der des Holſteiniſchen 
entſprechen. Folgende Propoſitionen ſind bereits angekündigt: Beitritt zum 
deutſchen Bunde, Vorlage des neuen Geſchäftsganges, Anderung des Regie⸗ 
rungs⸗Perſonals, namentlich Entlaſſung des Kanzleipräſidenten Graf Moltke, 
Zurücknahme des offenen Briefes, Trennung der Finanzen und des Mili⸗ 
tairweſens der Herzogthümer von Dänemark, allgemeine Wehrpflicht. 
Der Herzog von Auguſtenburg hat eine Motion um Verleihung einer ſtän⸗ 
diſchen Verfaſſung für Schleswig⸗Holſtein mit entſcheidender Stimme bei 
den Steuern und der Geſetzgebung eingebracht. Es hieß Anfangs, er wolle 
in der Ständeverſammlung nicht zur Oppoſttion treten, aus Diskretion, 
weil er früher als Statthalter Manches erfahren hätte, was nicht zur 
öffentlichen Kenntniß kommen ſollte. Wie es ſcheint hat er ſich überzeugt, 
daß eine ſolche Diskretion allem konſtitutionellen Leben den Todesſtoß ver⸗ 
ſetzen würde; kein engliſcher oder franzöſiſcher Staatsmann von Bedeutung 
könnte mehr aktiv auftreten, weil faſt alle einmal Miniſter waren. — Der 
abgeſetzte Oberſt, Herzog zu Glücksburg, ſoll ſich mit der däniſchen Dyna⸗ 
ſtie ausgeſöhnt haben und auf dieſes Gerücht hin wurde die ihm in Kiel 
zugedachte Illumination abbeſtellt. — Der Kronprinz hat fic) zum zweiten⸗ 
mal ſcheiden laſſen und wird bald zum drittenmal heirathen, wozu er wenig 
Luſt haben ſoll. L. 


— 


Korreſpondenzen. 


(Bielefeld, 15. Oct.) Der letzte Act der ſelt einiger Zeit hier 
Aufſehen erregenden ehrengerichtlichen Unterſuchung iſt vorgeſtern vorgenom⸗ 
men, wo den Landwehr⸗Offizieren Consbruch und Delius von dem Eh: 
renrathe des Füſilierbataillons 15. Regiments ihre Entlaſſung angekündigt 
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wurde. Ein Proteſt der beiden Offiziere gegen die Publication des Erfennt: 
niſſes Seitens des benannten Ehrenrathes, als den allerhöchſten Beſtimmun⸗ 
gen zuwider und alſo geſetzlich unzuläſſig, weil die Unterſuchung durch den 
Ehrenrath des Landwehr: Bataillons geführt wurde, hatte nur den gemef: 
ſenen Befehl zur Folge, ſich unweigerlich zu ſtellen, da dem Untergebenen 
keinerlei Urtheil über die Geſetzlichkeit der von ſeinen Vorgeſetzten ihm er⸗ 
theilten Befehle vor geleiſtetem Gehorſam zuſtehe. Das Erkenntniß 
ſelbſt, dem eine höchſt ſchmeichelhafte Charakteriſtik der beiden Angeklagten 
vorausging, in der ſie als ſehr gebildete, tüchtige Männer und brauchbare 
Offiziere von entſchiedenem Charakter dargeſtellt wurden, denen nur die un: 
glückliche Hinneigung zur Oppoſttion anklebe, motivirte die Dienſtentlaſſung 
jener Herren aus ihrer eigenen Vertheidigung. Sie hatten darin geſagt, 
daß fle bei allen Fragen von rein bürgerlichem Intereſſe den Standpunkt 
eines unabhängigen Bürgers, der nach Überzeugung handle, feſthalten müß⸗ 
ten und es unmöglich in der urſprünglichen Tendenz des Landwehr ⸗Inſtituts 
liegen könne, fie in der Ausübung ihrer bürgerlichen Rechte zu beeinträch⸗ 
tigen, weil fonft die Stellung eines Landwehr⸗Offiziers unhaltbar fein würde, 
indem jetzt ſchon nicht ſelten die bürgerlichen Anſichten mit denen des 
Militärs in Widerſpruch ſtänden und in dieſem Falle ein Landwehr-Offizier 
ſeine Überzeugung als Bürger doch nicht dem militäriſchen Verhältniſſe zum 
Opfer bringen könne.“ Hieraus war gefolgert, daß die beiden Angeklagten 
ſchon factiſch den Standpunkt, den fte als Landwehr⸗Offiziere unbedingt ein⸗ 
nehmen müßten, verlaſſen hätten und zu entlaſſen ſeien, weil ſie keinen Au⸗ 
genblick aufhören dürften, als Ofſiziere zu reden und zu handeln. Dieſe 
Anforderungen dürften ſehr vielen Offizieren der Landwehr etwas Neues 
ſein und gar manchen in Conflict mit ſeiner Geſinnung bringen, wie denn 
namentlich die in dieſer Unterſuchung früber genannten 5 Landwehr⸗Offiziere, 
welche mit einer Verwarnung abgekommen, genöthigt fein dürften, um ihren 
Abſchied einzukommen, da ſie ſich verſchiedentlich zu denſelben Geſinnungen 
bekannt haben, welche bei den erwähnten beiden Offtgieren den Grund ihrer 
Dienftentlaffung bildeten In unſerer Gegend hat man die neueſten militä⸗ 
riſchen Verwickelungen mit der geſpannteſten Aufmerkſamkeit verfolgt, und 
namentlich wurde die Broſchüre des Lieutenants Anneke in allen Städten 
wahrhaft verſchlungen, da ſich unter dem Bürgerſtande eine große Vorliebe 
für die Artillerie und insbeſondere für die 7. Brigade von jeher kundgab. 
Unbegreiflich erſcheint es jedem, wie man dem Verfaſſer dieſer Broſchüre 
ſein Benehmen bei der bekannten ſchaamloſen Klatſchgeſchichte zum Vorwurf 
machen konnte, da doch in der Verbreitung niedriger Verleumdungen gegen 
Damen wahrlich kein ritterliches Gefühl hervortritt, welches auf Schonung 
Anſpruch machen könnte. Der Geſchmack iſt zwar verſchieden, wir unſeres 
Theils vermögen aber ſolche „Abnormitäten“ nicht gut zu verdauen. 


(Aus Lemgo.) Auch in den höhern Regionen ſcheint man nach 
grade über unſere Zeit zum Bewußtſein zu kommen, daß das Reich des 
Jenſeits in den letzten Zügen liege und daß das Reich des Dieſſeits etablirt 
werden wird. Wir müſſen aus den Beſtrebungen der heutigen „Glaubens⸗ 
partei“, die darauf gerichtet ſind, den Glauben, wo er abhanden gekommen 
iſt, durch alle möglichen Mittel wieder einzuführen, dieſen Schluß ziehen. — 
Man will dem nie raſtenden „Maulwurfe“ neue Hinderniſſe bereiten. — 
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Wir haben gefehen, wie die Univerfitäten, von denen freilich das  heibni: 
ſche“ Licht der Vernunft verbreitet wurde, im Sinne des gläubigen Chri: 
ſtenthums epurirt und reſtaurirt worden ſind, wir haben ferner geſehen, 
wie nach und nach die Conſtſtorien mit Männern des Glaubens ſtatt mit 
Männern des Wiſſens beſetzt worden ſind und wir ſehen jetzt, wie nun auch 
das geſammte höhere und niedere Schulweſen wieder „gläubig / gemacht 
werden ſoll. Allerdings muß die „chriſtliche “ Partei, wenn fie ihren 
Zweck, die Verchriſtlichung der „heidniſch“ gewordenen Welt durchſetzen will, 
grade die Schule ihrer Aufmerkſamkeit würdigen. Den Zeitungen zufolge 
geht Preußen dem Glaubenscomité im übrigen Deutſchland vorauf. Der 
Schulrath Landfermann in Coblenz hat ein Gutachten über den Reli⸗ 
gionsunterricht an den Gymnaſien erſtattet, in dem gefordert wird, daß die 
Lehrer nicht nach individuellem Belieben, ſondern auf Grund der heiligen 
Schrift und im Sinne ihrer Kirche unterrichten ſollen. „Der Thorheit, 
heißt es weiter, daß Schüler blos das auswendiglernen ſollen, was ſie verſte⸗ 
hen, müſſe endlich einmal entſchieden entgegengetreten werden. Sowohl die 
Zöglinge der untern wie der obern Claſſen müßten eine nicht geringe An⸗ 
zahl Bibelverſe und etwa 50 Geſangbuchslieder auswendig wiſſen. Die 
Schüler der untern Claſſen brauchten das Gelernte nicht zu verſtehen und 
der Lehrer ſolle ſich auch hüten, es ihnen zu erklären. Jeder Schüler ſolle 
ein Geſangbuch haben, dem die Augsburgiſche Konfeſſton angehängt iſt.“ — 
Auf Grund dieſes Gutachtens wird nun in Preußen vielleicht, um der 
„heidniſchen“ aus den Claſſikern der Griechen und Römern fließenden Bil: 
dung ein Gegengewicht zu geben, der Religionsunterricht auf Gymnaſien 
eingerichtet. — Auch bei uns haben wir eine Partei, welche in jenen Maß⸗ 
nahmen ihre ſchönſten Herzenswünſche verwirklicht ſteht und ein te deum 
laudamus anftimmen würde, wenn auch unfere Gymnaſien in dieſem Sinne 
umgeſtaltet würden. Doch das hat noch Zeit! — 

Im Sinne dieſer — pietiſtiſchen — Partei erſchien längſt eine kleine 
Schrift: „Über den Religionsunterricht auf Gymnaſien von Dr. Clemen, 
Prorector des Gymnaſiums zu Lemgo“, die zu demſelben Reſultat gelangt, 
wie jenes Gutachten des Schulraths Landfermann. — Clemen geht mit 
Recht davon aus, daß das „lutheriſche“ Chriſtenthum das ächte, das wahre 
fet, und indem er nun dieſes als Maßſtab feiner Beurtheilung an die ker: 
gangene und an die gegenwärtige Zeit, an alle Erſcheinungen des Lebens, 
legt, kommt er zu der „betrübenden“ Einſicht, daß heutzutage verzweifelt 
wenig Chriſtenthum vorhanden ſei. Und ſo iſt es auch. Was iſt von dem 
ganzen Glauben Luthers übrig geblieben? — Glaubt wohl noch Jeder an 
„Jeſum Chriſtum, Gottes eingebornen Sohn, der empfangen iſt 
von dem heiligen Geiſt, geboren aus Maria der Jungfrauen, gelit⸗ 
ten hat unter Pontio Pilato, gekreuziget, geſtorben und begraben, nieder: 
gefahren zu der Hölle, am dritten Tage wieder auferſtanden 
von den Todten, aufgefahren gen Himmel, ſitzet zu der Rechten 
Gottes, des allmächtigen Vaters, von dannen er kommen mird, zu 
richten die Lebendigen und die Todten“? Wer glaubt noch heutzutage 
an „die ewige Verdammniß“, an „die „Erbſünde“, an die Taufe, als das 
Mittel der Befreiung von der Erbſünde “, wer glaubt an „die Rechtferti⸗ 
tigung allein durch den Glauben“, an „die Erlöſung durch das wirkliche 
Opferblut Chriſti“, wer glaubt noch, daß man im Abendmahl „den wah⸗ 
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ren Leib und das wirkliche Blut Chriſti“ genießt!? — wer glaubt das 
noch Alles?! — Und ferner, wer glaubt noch „an den heiligen Geiſt, 
eine heilige chriſtliche Kirche, die Gemeinſchaft der Heiligen, Verge⸗ 
bung der Sünden, Auferſtehung des Fleiſches, und ein ewiges Le⸗ 
ben.“? — Gewiß äußerſt Wenige glauben in unſern Tagen noch an alle 
Sätze des lutheriſchen Chriſtenthums, und auf dieſe reduzirt ſich dann auch 
die ganze „heilige chriſtliche Kirche.“ — Es darf uns nicht wundern, daß 
Glemen, wenn er dieſen Standpunkt zur Beurtheilung aller Erſcheinungen 
für den einzig richtigen hält, über die großen Männer in unſere Litera⸗ 
tur ein Verdammmungsurtheil ausſpricht. Leſſing, Kant, Herder, 
Schiller und Göthe, - Heine und Hermann — fie alle find — Hei: 
den und haben das große » Elend“ der Glaubensleere unſerer Tage ver: 
ſchuldet. Grade ſo ſpricht Gelzer, der Berliner Profeſſor, der wie es 
ſcheint in der Abſicht berufen worden iſt, um den „Heiden“ in Berlin ent⸗ 
gegenzuarbeiten. Aber wenn nun ſchon dieſe Männer — Heiden ſind, 
welches Prädicat wird dann einem Fichte, Hegel, Strauß, Bauer 
und Feuerbach zu Theil?! — Übrigens hat Clemen, der Gelzer getreulich 
folgt, nicht unrecht, wenn er behauptet, unſere Literatur ſei „widerchriſt⸗ 
lich “, fei „heidniſch!“ — aber er meint, daß fei nun nicht Recht und es 
ſei Aufgabe des Staats, das Chriſtenthum vor dem Einfluſſe des „ moder: 
nen Aufklärichts “ zu ſchützen. Denn „zu Chriſto hinzuführen könne nur 
letzter Zweck aller Ordnungen und Einrichtungen in einem chriſtlichen Staate 
fein.» Und letzterer kann dieſen Zweck wornämlich nur dadurch erreichen, 
daß er Schulen im Sinne des Chriſtenthums errichtet oder die vorhandenen 
zu „chriſtlichen “ macht. Vor allen thut daher Noth, daß in denſelben 
mehr als bisher die Religion gehegt wird, es muß die Bibel mehr ſtudirt, 
es muß ſogar in den obern Claſſen die Dogmatik traetirt werden — und 
wenn ſo der Religionsunterricht betrieben wird, dann haben wir die freu⸗ 
dige Hoffnung, daß die Schüler als „ Gläubige « die Schule verlaſſen, daß 
fle nicht fpäter auf den Univerſitäten durch das Studium der Philoſophie, 
„der wahren Quelle unſeres Heidenthums “, vom Glauben abweichen und 
den jung⸗deutſchen Liberalen (Kommuniſten würde er ſagen, wenn er heute 
ſchriebe) nachliefen. 

Das alte Lied! Wir halten uns an das Eingeſtändniß des frommen 
Doktors, der auch weiland alt-deutſcher Demagoge war: Soll der Menſch 
„gläubig“ bleiben, ſo muß ſchon auf der Schule für eine Zwangsjacke ge⸗ 
ſorgt werden, welche feine Entwickelung, feinen Ideenkreis in den gehörigen 
Schranken hält. Denn läßt man ſeiner Entwickelung freien Lauf, erlaubt 
man ihm freies Denken, freie Forſchung, Beſchäftigung mit der Philoſophie, — 
fo wird er „ungläubig“, „ heidniſch.“ — X. 


(Aus dem Lippiſchen.) Seit kurzer Zeit wird bei uns mehr, 
als ſonſt der Fall, dem Bettlerweſen eine gewiſſe fürſorgende Aufmerk- 
ſamkeit von Seiten des Polizeiſtaats zu Theil und wir dürfen letzteren in: 
ſofern, als die Gensdarmerie ſchan bedeutend aufgeräumt hat, unſere „An⸗ 
erkennung“ nicht verſagen. Aber, wie geht der Staat gegen dieß Übel zu 
Werke, dem er nicht gewachſen iſt? Wenn er Schaaren von Polizeiwächtern 
und Gensdarmen gegen die „Bettler“ und „Vagabonden“ ausſchickt und 
ſelbſt wenn durch dieſe Maaßregel ein Haufe ſolchen „Geſindels“ aufgegrif⸗ 
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fen iſt, meint derſelbe dann dem „Übel“ geſteuert zu haben und die Hände 
in den Schooß legen zu dürfen? Mit ſolchen Polizeimaßregeln kann er wol 
temporär eine Gegend von dieſen „Lumpen“ faubern, aber nicht für immer. 
Denn die 7 Bettelei~ ift ein Product unferer bürgerlichen Geſellſchaft, der 
beſtehenden Eigenthumsverhältniſſe und darum kann man derſelben nur durch 
geſellſchaftliche Reformen beikommen; dadurch nämlich, daß das Prin⸗ 
zip der Geſellſchaft, die auf dem Privateigenthum beruhende Vereinzelung, 
verlaſſen wird, dadurch daß an die Stelle des „beliebten “ Egoismus die 
Gemeinſchaft geſetzt wird. Aber das will der Staat nicht und ſomit bleibt 
ihm nichts anders übrig, als mit ſeinen Mitteln, mit Polizei und Gens⸗ 
darmen, gegen dies „Bettler⸗Unweſen“ einzuſchreiten. Obgleich es nun wol 
für die Eigenthümer angenehm ſein mag, wenn ſie von dieſer ſo läſtigen 
Plage verſchont bleiben, fo können ſich anderentheils die „Bettler “, dieſe 
Strolche, bitter darüber beklagen. Einmal iſt es bekannt, daß ſelbſt die 
notoriſchen Armen nicht einmal eine Unterſtützung erhalten, mit der ſie 
genügend auskommen können, und wieviele Arme giebt es nicht, die ohne 
alle derartige Unterſtützung find? — find dieſe nicht auf das „Betteln“ 
angewieſen? find dieſe nicht gezwungen, die „chriſtliche“ Mildthätigkeit und 
Barmherzigkeit ihrer Nebenmenſchen in Anſpruch zu nehmen? Und nun die 
andere Claſſe dieſer „Bettler“, diejenige, die noch arbeiten kann — der 
größte Theil derſelben würde, wenn er immer Arbeit und zwar lohnende 
Arbeit hätte, nicht ans Betteln. denken. Aber es giebt nicht immer Arbeit 
und kann man's in allem Ernſt einem Menſchen übel nehmen, oder iſt es 
nicht wenigſtens ſehr erklärlich, wenn er einer nicht lohnenden Arbeit, einer 
Arbeit, bei der er Hunger leiden muß, das „Betteln“ vorzieht? Ehe der 
Staat dran denkt, das Betteln zu verbieten und die gegen dies Verbot 
Handelnden beizuſtecken, ſollte er auf Beſchaffung von lohnender Arbeit 
ſinnen. Das kann er nun freilich wiederum nicht, wenigſtens im Großen 
und Ganzen nicht, weil die Arbeit wie der Lohn unter dem Geſetze der 
argen Concurrenz ſteht. Aber unbillig iſt es nichts deſto weniger aus dem 
Betteln ein Verbrechen zu ſtempeln, wenigſtens für den, der keine Arbeit 
bekommen kann. Und was hilft's denn auch? hat der „Bettler“ feine 
Zeit von 4 —8 Wochen im Zuchthauſe abgeſeſſen und er wird nun ent: 
laſſen — was anfangen? Iſt Arbeit da? Nicht immer; aber ſelbſt wenn 
welche dawäre, würde er ſie wol bekommen? : 

Es ift als eine Ausnahme zu betrachten, wenn der entlaffene » Zücht: 
ling“ in Arbeit genommen wird — denn: einen Kerl, der im Zuchthauſe 
geſeſſen hat, einen Verbrecher — den ſoll ich als Arbeiter annehmen? 
J, Gott bewahre — Marſch! So heißt's im Allgemeinen. — Nach ſolchen 
Erfahrungen ſieht ſich der beſtrafte Bettler wiederum genöthigt, zu ſeinem 
alten Metier zu greifen, er muß wieder betteln und das geht dann ſo 
lange wieder an, bis er wieder aufgegriffen und ins Zuchthaus abgeliefert 
wird. Nichts ſeltnes iſt es auch, daß ſolche „Lumpen “, nach ihrer Ent: 
lajjung aus dem Zuchthauſe, wiederum bettlen, um nur dahin zurückkehren 
zu können. Denn ſo miſerabel es auch dort iſt, ſo iſt es doch beſſer als 
„in der Freiheit“, inſofern nämlich als der „Lump“ dort vor Hunger ge: 
ſchützt iſt, welchen Schutz ihm die Freiheit nicht gewährt. Ein ſolcher Fall 
paſſirte neulich in Blomberg. Wegen „Vagabundirens “ wurde ein Menſch 
beigeſteckt und, nachdem er ſeine Strafzeit von 4 Wochen abgeſeſſen hatte, 
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ſo hatte er nichts eiligeres zu thun, als dem Sicherheitswächter, dem Bet: 
telvogt, zu inſinuiren, daß er nach Maspe zum Betteln gehen würde. Dort 
in der Kneipe wurde er denn auch gefunden mit einer Menge zuſammenge⸗ 
bettelten Brods. — Der Bettelvogt beförderte ihn wieder ſeinem Wunſche 
gemäß nach Detmold in's Zuchthaus, wo er zwar nicht zu betteln, aber 
auch nicht zu hungern braucht. 

Und fold? Fälle, die die Machtlofigfeit des Staates dieſer ſozialen 
Krankheit gegenüber aufs deutlichſte darthun, ſind nichts ſeltenes. Da aber 
der Staat nicht diejenigen Maßregeln ins Leben rufen wird, welche dieſem 
„Übel radical abhelfen, fo werden wir noch erleben, daß in dem Maße 
als daſſelbe wächſ't — und es muß der Entwicklung unſerer ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe zufolge ſtets wachſen — die Polizeimittel verſchärft, die Strafen 
verdoppelt werden. Man denke an die engliſchen Workhouſes. Aber wir 
wollen zum Schluſſe auf einen Übelſtand, der ſich als die Conſequenz jener 
Maßnahmen ergiebt, aufmerkſam machen. Indem der Nothſtand trotz Po⸗ 
lizei und Gensdarmerie derſelbe bleibt, fo wird ſich das „Betteln“, wenn ſcharſ 
vigilirt wird, in den „Diebſtahl“ verwandeln. Dieſe Umwandlung liegt 
vorgezeichnet: kann ich nicht mehr betteln, ſo wird räſonnirt werden, ſo 
muß ich ſtehlen, wenn ich nicht verhungern will. Und da helfen keine mo⸗ 
raliſche Predigten und dergl.: Der Hunger thut einmal wehe nnd übertönt 
alles ſog. Ehrgefühl, welches die Beeinträchtigung des Eigenthums Fremder 
nicht aufkommen laſſen ſoll. — (><). 


(Zürich, Anfang October.) Die X agfagung. Ich wüßte wohl 
noch eine andere hohe Verſammlung, die ich, was die ſtaunenswerthen Me: 
ſultate ihrer Wirkſamkeit betrifft, mit der Tagſatzung vergleichen könnte. 
Es iſt aber ein eigen Ding mit der Tagſatzug; die Dauer ihrer Sitzungen 
wird immer größer, aber dahingegen das Reſultat derſelben immer geringer, 
es läßt ſich leicht berechnen, daß in ſo und ſoviel Jahren die regelmäßige 
jährliche Sitzung zwei Jahr dauern wird. Auf der letzten Tagſatzung, ſo 
lange fie auch dauerte, ift in irgend erheblichen eidgenöſſtſchen Angelegenhei⸗ 
ten eigentlich nur ein Beſchluß gefaßt worden, und dieſer beſtand darin, 
einen ſchon früher gefaßten Beſchluß nicht aufzuheben, nämlich das ſchon 
früher beſchloſſene diesjährige Thuner Lager, um deſſen Nichtabhaltung 
einige Kantone eingekommen waren, doch abzuhalten. Dagegen iſt zu den 
unerledigt gebliebenen, ſchwebenden Fragen eine ſehr wichtige hinzu gekom⸗ 
men, nämlich der Sonderbund; ſolche Fragen, in denen weder pro noch 
contra ein entſcheidender Beſchluß mit 12 Stimmen zu Stande kömmt, 
werden von einer Tagſatzung zur andern verſchleppt, immer von neuem wie⸗ 
der durchgekäut, und ſo wächſt der Ballaſt von Traktanden von Jahr zu 
Jahr. Die Schweizer ſchieben dieſe Ohnmacht der Tagſatzung auf die For⸗ 
men der Bundesverfaſſung, und allerdings iſt dieſe mangelhaft genug. Hat 
nämlich ein Antrag nicht die Majorität von 12 Stimmen erhalten, ſo iſt 
damit noch keineswegs geſagt, daß er nun verworfen und abgethan ſei, oder 
daß ein Antrag auf Verwerfung und Wegfallen aus den Tractanden die er⸗ 
forderliche Majorität erhalten müßte; jeder Stand kann ſich nämlich belie: 
big des Abſtimmens enthalten, es werden nur die Stimmen für irgend 
einen Antrag gerechnet, ohne daß dabei das ſich von ſelbſt ergebende Gegen⸗ 
mehr irgend eine Bedeutung hätte. Manche Stände ſind nun in ihrer Po⸗ 
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litik jo unentſchieden (vor allem Genf und Bafelftadt), daß fie weder für 
die Annahme noch für die Verwerfung eines Antrags ſtimmen, und zwar 
iſt das bei bedeutenderen politiſchen Fragen regelmäßig der Fall, daher denn 
auch darüber nie ein entſcheidender Beſchluß zu Stande kömmt. Die Stim: 
men der Halbcantone gelten nur, wenn beide Hälften deſſelben Cantons im 
gleichen Sinne ſtimmen, was bei Baſel und Appenzell nie der Fall iſt. 
Übrigens ſind bei allen irgend wichtigen Fragen die Geſandten ſtreng an 
ihre Inſtructionen gebunden, und man weiß jedesmal das Reſultat lange 
vor der Abſtimmung ganz genau vorher; ich wundere mich nur, daß die 
Gefandten ſich fortwährend die Mühe geben, fo unendlich lange Reden zu 
halten, da dieſe ja doch auf die Abſtimmung nicht den allergeringſten Ein⸗ 
fluß haben; ſie könnten meiner Seele eben ſo gut die Waibel hinſchicken 
und durch dieſe ihre Inſtruction verleſen laſſen, es that’s damit eben jo gut. 
Das ſind aber alles nur Außerlichkeiten, denen eine Bundesreviſton aller⸗ 
dings abhelfen könnte; damit wäre aber eben nicht gar viel geholfen. Das 
Monſtröſeſte iſt die gleiche Geltung der Cantone auf der Tagſatzung; die 
1300 Urner, die 1500 Zuger, fallen bei der Entſcheidung eben ſo ſchwer 
in die Wagſchaale, als die 41,000 Berner und die 23,000 Zürcher. Frü⸗ 
her, als die Intereſſen der einzelnen Cantone ſich noch nicht ſo ſchroff ein⸗ 
ander gegenüber ſtanden, als noch ein wirklich lebendiges Princip die ver: 
ſchiedenen Stände trotz aller Cantonalſouveränität mit einem gemeinſchaftli⸗ 
chen Bande zuſammenhielt, als vor allem der Bildungsſtand noch nicht ſo 
ſehr verſchieden war, da mochte dieſes wohl weniger zu bedeuten haben; je 
mehr aber die einzelnen Cantone ſich verſchiedenartig und ſelbſtſtändig ent⸗ 
wickelten, je mehr ihre Intereſſen einander gegenüber traten, je mehr endlich 
die lebendigen Motive, welche die alten Eidgenoſſen zuſammen geführt hatten, 
verſchwanden und abſtarben, um ſo drückender mußte dieſer Übelſtand ſich 
fühlbar machen. Betrachten wir die Bevölkerung der Schweiz als ein Gan: 
zes, ohne Rückſicht auf die einzelnen Cantone, ſo ſteht es ſo, daß der bei 
weitem größte und intelligenteſte Theil dieſer Bevölkerung ſich's gefallen 
laſſen muß, wie der kleinere rohe und unwiſſende Theil in den wichtigſten 
Angelegenheiten, welche die ganze Schweiz gemeinſchaftlich angehen, entſchei⸗ 
det. Dieſer kleine Theil, durch feine Machthaber und Pfaffen verhetzt, führt 
die Jeſuiten in das Herz der Schweiz ein, die ganze liberale und intelligente 
Bevölkerung erhebt ſich dagegen, aber umſonſt, ſie hat, da mehrere Cantone 
nicht entſchieden auftreten, nur 10% Stimmen. Aber dieſe 101% Stimmen 
repräſentiren eine Bevölkerung von etwa 1,200,000 Menſchen, die ſieben 
Jeſuitencantone etwa 382,000. Und ſo muß die Schweiz ſich die Jeſuiten 
gefallen laſſen. Natürlich muß ein ſolches Verhältniß die größeren Cantone 
ſehr verſchnupfen, aber ſie wiſſen auch, daß eine totale Bundesreviſion auf 
gewöhnlichem Wege unmöglich iſt, denn die Jeſuitencantone und auch an⸗ 
dere kleinere werden ihre Macht nicht gutwillig aus den Händen geben. 
Auch kommt dazu noch, daß das Ausland dieſe Verfaſſung garantirt hat, 
und da es ein Intereſſe dabei hat, daß die Schweiz in ihrer jetzigen zer⸗ 
ſtückelten Geſtalt verbleibt, ſo wird es auch dieſe Garantie gewiß halten. 
Zwar fehlt es bei innern Unruhen und tumultuariſchen Vorfällen nie an 
diplomatiſchen Schulmeiſtereien; macht aber die Schweiz Miene, die Grund⸗ 
urſache ſolcher innern Unruhen durch Bundesreviſton und Aufſtellung einer 
kräftigern Bundesregierung zu beſeitigen, dann ſagt das diplomatiſche Aus: 
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land: „ja, meine Liebe, das geht nicht, denn deine Bundesverfaſſung haben 
wir garantirt, die mußt du alſo ſchon behalten.“ 

Eine Bundesregierung ohne Macht, die einzelnen Cantone mit den 
ſtreitendſten Intereſſen, durch kein lebensvolles Princip zuſammengehalten, 
ſo ſtellt ſich uns der Schweizerbund, dieſe Verbindung von 22 ſouveränen 
Staaten von verſchiedener Größe, aber gleichen Rechten dar; einzelne Can⸗ 
tone halten zwar getreulich zuſammen — aber feindlich gegen andere Can⸗ 
tone, und es ſind politiſche oder religiöſe Intereſſen, die ſie verbinden, aber 
keine „ eidgenöſiſſchen Banden, das Wort eidgenöſſiſch iſt ein leerer 
Schall geworden, wie voll auch viele Schweizer den Mund davon zu neh⸗ 
men pflegen. Auf der letzten Tagſatzung trat das wieder recht grell her⸗ 
vor, wie wenig die hohe Tagſatzung — ganz abgeſehen von den oben er: 
wähnten Schwierigkeiten, einen gültigen Beſchluß zu Stande zu bringen — 
von den „getreuen lieben Eidgenoſſen“ reſpectirt wird. Die Jeſuitencantone 
hatten früher ſchon erklärt, ſie würden einem allfälligen Beſchluſſe, die Je⸗ 
ſuiten auszuweiſen, nicht Folge leiſten; als ſie nun bei den Verhandlungen 
über den Sonderbund aufgefordert wurden, ſich darüber zu erklären, ſpra⸗ 
chen ſie erſt ein Mehreres über den Geiſt der Bundesverfaſſung und erklär⸗ 
ten dann, einem bundes gemäß gefaßten Beſchluſſe würden ſie ſich aller⸗ 
dings nicht widerſetzen. Natürlich verſtanden fie unter bundes gemäß nicht 
das, was die Tagſatzung ſelbſt durch Stimmenmehrheit dafür erklären würde, 
ſondern was ihnen ſelber ſo erſchiene. Wenn aber die einzelnen Stände 
das Recht haben, der Majorität der Tagſatzung gegenüber, ihre eigene Mei⸗ 
nung geltend zu machen, dann iſt der Tagſatzung auch das letzte Reſtchen 
von Anſehen und Macht genommen; verſchafft dieſes Princip ſich Geltung, 
ſo iſt das eventuell Trennung der Schweiz, oder Bürgerkrieg, und in bei⸗ 
den Fällen wahrſcheinlich Intervention des Auslandes. Eine ſolche könnte 
aber möglicherweiſe die getrennten Cantone wieder vereinigen und ſelbſt der 
von den Jeſuiten und Magnaten an der Naſe herumgeführten Bevölkerung 
der Urſchweiz die Augen öffnen. Ich ſage, möglicherweiſe; aber auch 
nur bei unmittelbar drohender Gefahr von außen her könnte dieſes ſchlum⸗ 
mernde Nationalgefühl wieder erwachen und ſich eidgenöſſiſch wirkſam er⸗ 
weiſen; verbürgen will ich's freilich nicht. Wie die Sachen jetzt ſtehen, zeigt 
fic) dieſes Nationalgefühl nur als ein unſauberer, ängſtlich eiferfüchtiger, 
philiſterhafter Fremdenhaß, und dieſer iſt in der That das Einzige, was die 
ſtreitenden Eidgenoſſen in gewiſſer Art verbindet und zuſammenhält. 

Die Soldaten im Thuner Lager haben gemeint, da die Tagherren ſo 
lange darüber berathen hätten, ob man die Wehrmänner der verſchiedenen 
Cantone ohne Gefahr zuſammen kommen laſſen könne, fo wollten fte ihrer: 
ſeits jetzt darüber berathen, ob es rathſam und ſicher ſei, künftig die ſtrei— 
tenden Tagherren wieder zuſammen kommen zu laſſen. Und ihre Beſorgniß 
iſt nicht ohne Grund; die Tagherren waren ganz fuchswild und fo gereizt, 
daß mehreremal auf der Tagſatzung ſelbſt — wenigſtens andeutungsweiſe 
— gefordert wurde, was, beiläufig gefagt, nicht einmal auf einem Senioren⸗ 
convent vorkömmt. Die Sachen ſcheinen aber beigelegt zu fein, bis auf 
das Duell zwifchen Ochſenbein und Abhyberg, welches höchſt wahrfchein: 
lich ſtatt finden wird. Es war eine ſchöne Scene in der letzten Sitzung 
zwiſchen den beiden Herren. Ochſenbein war zum zweiten Geſandten von 
Bern erwählt worden, da aber die Tagſatzung ſich ſchon ihrem Ende zu: 
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neigte, von der Anweſenheit auf derſelben dispenſirt worden. Über den Ab: 
weſenden fiel nun der tapfere Obriſt Abyberg mit den heftigſten Schmähun⸗ 
gen her; nannte ihn einen Hochverräther und Landfriedensbrecher, und als 
man Herrn Abyberg vorhielt, er fei ja ſelber im Jahr 1833 nach feinem 
Küßnachter Zuge wegen Landfriedensbruch aus der Liſte der eidgenöſſtſchen 
Obriſten geſtrichen, wurde er noch mehr gereizt, und verbat ſich auf's ent⸗ 
ſchiedenſte jede Zuſammenſtellung mit dem Hochverräther Ochſenbein. „Mein 
Seel! Hauptmann Piſtol, das ſind recht harte Worte.“ Auf dieſen Vor⸗ 
fall reiſ'te Ochſenbein ſofort nach Zürich ab, nahm in der vorletzten Sitzung 
ſeinen Platz ein, und wurde mit gänzlichem Stillſchweigen empfangen. Tags 
darauf fing er ſelber davon an; über den Vorwurf des Hochverrathes ſagte 
er, Napoleon habe ſeinen 18 Brumaire, Cäſar ſeinen Rubicon, und 
Abyberg ſogar feinen 3. Auguſt gehabt; er überlaſſe aber der hohen Ver: 
ſammlung das Urtheil über einen Mann, der ihn abweſend mit Schmähun⸗ 
gen überſchüttet habe und ſtill bleibe, „wenn er ihm das Weiße im Auge 
ſähe.“ Der tapfere Obriſt wurde ſehr zornig, entgegnete viel fulminante 
Worte und ſchloß damit, daß er nochmals öffentlich Ulrich Ochſenbein von 
Nydau für einen Hochverräther erklärte. Da legte ſich der Präſident drein, 
und der Streit hatte ein Ende; noch am ſelben Tage ließ Ochſenbein den 
tapfern Obriſten fordern; und dieſer nahm auch die Forderung an. Das 
Duell ſcheint unvermeidlich, denn der zurücktretende Theil würde ſich in die⸗ 
ſem Falle zu ſtark blamiren. 

Die Ländler (Urkantone) haben ſich von jeher auf der Tagſatzung durch 
Grobheit ausgezeichnet und auf der diesjährigen wirklich Außerordentliches 
geleiſtet; der Geſandte von Baſelland iſt der Einzige, der ihnen mit glück⸗ 
lichem Humor darin die Stange hält. Er machte kein Hehl daraus, „wie 
ſehr er es bedauere, in dieſer hohen Verſammlung ſitzen zu müſſen; man 
komme hier mit. allerlei. groben ungeſchliffenen Leuten zuſammen und müſſe 
ſich Ungezogenheiten gefallen laſſen, ohne etwas dagegen thun zu können.“ 
Wenn du von ſolcher Ländlergrobheit hörſt, ſo denkſt du vielleicht, „das 
ſind einfache, ſchlichte, biderbe Leute, die von Weltton und Etiquette nichts 
wiſſen und daher im Drange nach Deutlichkeit mancherlei vorbringen, was 
uns als Grobheit erſcheint, im Grunde aber gar nicht ſo arg gemeint und 
nur die ihnen gewöhnliche und geläufige Ausdrucksweiſe iſt.“ Wenn du 
aber fo denkſt, fo würdeſt du dich ſehr ſchneiden. Die Geſandten der Ur— 
fantone, aus den herrſchenden / edeln Geſchlechtern “, haben ihre Jugend 
meiſtens in fremden Militärdienſten zugebracht und ſuchen ſich grade durch 
äußere Geſchliffenheit, Eleganz und ſorgfältige Beobachtung aller conventio— 
nellen Formen auszuzeichnen; das glauben fie ihrem „edelen Geſchlechte⸗ 
ſchuldig zu ſein, und darauf bilden ſie ſich eben ſo viel ein, wie nur irgend 
ein Krautjunker in Weſtphalen oder am Rhein. Wenn du nun dieſe Herren 
auf der Tagſatzung ſo grob werden hörſt, ſo fällt dir dabei vielleicht der 
Satz naluram furca expellas, ein, und du denkſt, es iſt doch nur die 
angeborne Ländlergrobheit welche durch die äußerliche Bildung hindurch 
bricht; das mag ſein, aber mit ländlicher Naivität und biderber Einfachheit 
wirſt du dir jetzt die Grobheit dieſer Herren nicht mehr erklären; fie wif: 
ſen recht gut, was Höflichkeit iſt, und ſie halten unter ſich viel auf Con⸗ 
venienz und Etiquette. Willſt du ſie einmal ſehen? komm mit auf das 
conſervative Café Safran, man trinkt dort, wie einer wohllöblichen Re⸗ 
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paction nicht unbekannt ft, einen ſehr guten Veltliner. Siehſt du dort am 
Tiſche den grauhaarigen Mann? Ei! du brauchſt dir nicht gleich die Taſchen 
zuzuhalten, der Mann hat zwar ein Geſicht, wie ein Hofräthlicher Böſe⸗ 
wicht aus einem bürgerlichen Schauſpiel, das iſt aber nicht ſeine Schuld, 
es iſt Herr Fournier, der Geſandte von Freiburg. Der ſich ihm jetzt 
Nähernde mit dem blutigen Ingrimm in dem bleichen ſchwammigen Geſichte, 
das iſt Herr B. Meier von Luzern, der ſich als eidgenöſſiſcher Commiſſär 
in Wallis den Ehrennamen „Blutbäni“ erworben hat. Der lange junge 
Mann dort mit dem bärtigen, kahlköpfigen Geſichte, der bei jedem Bück⸗ 
ling einen ſo prächtigen Katzenbuckel macht, das iſt Herr v. Courten, der 
Walliſer Geſandte. Da kommen noch mehrere, von Uri, von Unterwalden; 
fie begrüßen fic), und machen einander Bücklinge, Kratzfüße, becomplimen⸗ 
tiren ſich, wer ſich zuerſt ſetzen ſoll, und das will gar kein Ende nehmen. 
„Baht ſagſt du, „hab' ich doch beſſere Geſichter geſehen.“ Meinetwe⸗ 
gen, aber dieſe feinen Herren ſind dieſelben, die du heute auf der Tagſatzung 
ſchimpfen hörteſt, und dort kömmt eben der Haupthahn; es iſt ein großer 
ſchöner Mann, ſorgfältig nach der letzten Mode gekleidet, mit ſoviel ritter⸗ 
lichem Anſtande, wie ein Pfau und ein Gardelieutnant zuſammengenommen 
kaum erſchwingen; das ift Herr Abyberg, der Geſandte und Landammann 
des demokratiſchen Schwyz. Willſt du dieſen Führern der demokratiſchen 
Cantone gegenüber einmal einen wahrhaft demokratiſchen Staatsmann ſehen, 
ſo komm mit in die Häfelei, dort treffen wir unter mehreren Anderen den 
Geſandten von Solothurn, den Landammann Munzinger, deſſen anſpruch⸗ 
loſe liebenswürdige Perſönlichkeit dir das Bild eines wahrhaften ſchlichten 
und einfachen Republikaners geben wird. Er weiß weder ſo zierliche Bück⸗ 
linge zu machen, noch ſchwatzt er dem Volke ſoviel von ſeiner uralten Frei⸗ 
heit vor, wie die Machthaber in den Urcantonen, aber er iſt ein echter 
Volksmann, ohne Volksſchmeichler zu fein; weit entfernt, dem großen Hau⸗ 
fen immer nach dem Maule zu reden, weiß er vielmehr, wo es ſeine Über⸗ 
zeugung erfordert, ungeordneten Gelüſten deſſelben mannhaft entgegen zu 
treten, ohne die geringſte Furcht dadurch ſeine Popularität zu verſcherzen; 
er verkehrt unter dem Volke, ohne dabei zu fühlen, oder fühlen zu laſſen, 
daß er ſich zu ihm „herabläßt“. Siehſt du, das iſt der ächte Schweizer 
Republikaner. Sein einfaches Benehmen, ſeine ganze äußerliche Erſcheinung 
macht einen wohlthuenden Eindruck im Gegenſatz gegen die junkerhaften 
Ländlermajeſtäten. Du ſiehſt es ihm an, daß er bei ſeiner Kleidung weder 
das Modejournal zu Rathe zieht, noch feine Toilette einer ſchließlichen Re⸗ 
viſion ſeiner Frau unterwirft; daher denn auch bei der Eröffnung der Tag⸗ 
ſatzung der eine Zipfel des ſchwarzſeidenen Halstuches ſo närriſch quer un⸗ 
ter der offenen Weſte über das Hemd hin hing, daß die Leute es für ein 
Ordensband hielten und fic den Kopf darüber zerbrachen, von wem der 

radikale Munzinger denn wohl einen Orden erhalten hätte. Auch behauptet 
die eidgenöſſiſche Zeitung, er habe bei dieſer Feierlichkeit graue Hoſen ange⸗ 
habt, welcher Angabe jedoch die Neue Zürcher Zeitung wiverſpricht. 

„Aber , wirft du ſagen, „du wollteſt uns von der Tagſatzung fehrei: 
ben, was ſollen uns da ſolche kleine Züge von einzelnen Perſönlichkeiten?“ 
Du haſt freilich Recht, mein Junge, aber dergleichen iſt wirklich das einzig 
Intereſſante an der ganzen Tagfatzung. Sollte ich dir etwa von den un⸗ 
endlichen Verhandlungen über die Klöſter, die Jeſuiten, den Sonderbund 
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u. ſ. w. ſchreiben, von den vielen alten und neuen Argumenten pro et 
contra, die immer von neuem vorgebracht werden und doch Niemand über⸗ 
zeugen? Oder wenigſtens von den Reſultaten dieſer Verhandlungen? von 
den verſchiedenen Anträgen, die bei jeder dieſer Fragen, um die Sache auf 
irgend eine Art zu vermitteln und zu Ende zu bringen, geſtellt wurden und 
ſämmtlich durchfielen, was übrigens Jedermann voraus wußte? Ich meine, 
die Leſer des Dampfbootes würden mir das wenig Dank wiſſen, und es 
wäre auch ziemlich ſchwer, denn der Teufel mag über Reſultate berichten, 
wenn keine da ſind. Es iſt gewiß ſehr langweilig, eine Danaide oder ein 
Siſyphus zu ſein; aber über den Verlauf ihrer Thätigkeit genauen und 
ausführlichen Bericht zu erſtatten oder gar leſen zu müſſen, iſt gewiß eben 
ſo langweilig. Wenn ich übrigens im Anfang meines Briefes ſagte, es ſei 
in gemeinſamen Angelegenheiten nur Ein Beſchluß zu Stande gekommen, 
ſo vergaß ich, daß über die neue Kopfbedeckung des eidgenöſſiſchen Heeres 
ebenfalls definitiv entſchieden iſt. Es waren verſchiedene Vorſchläge da, 
Helm, Tſchakko, Käppi u. ſ. w. Uri konnte ſich nicht zum „leichtfinnigen⸗ 
Käppi entſchließen, wollte aber gern zu einem vermittelnden Beſchluſſe die 
Hand bieten. Durch die verſöhnliche und vermittelnde Politik Uri's wurde 
dann auch bewirkt, daß man die Extreme des Helms und Käppi's verwarf, 
und den vermittelnden Mittelweg des leichten koniſchen Tſchakko's einſchlug, 
deſſen Einführung die erforderliche Majorität erhielt und ſomit definitiv 
beſchloſſen wurde. Danach wäre meine obige Angabe zu berichtigen. 
111. 


(Zürich, Ende Oktober.) Die doktrinaire Regierung von Genf, 
oder, wie die „Eidgen. Ztg.“ ſich auszudrücken pflegt, die „ weiſen erleuch⸗ 
teten Staatsmänner des edlen Genf“, iſt geſtürzt, weil ſie es nicht über's 
Herz bringen konnte, auf der Tagſatzung offen und entſchieden gegen die 
Jeſuiten aufzutreten. Der Kampf gegen die Jeſuiten iſt unſtreitig der gei⸗ 
ſtig bedeutendſte, der gegenwärtig in der Schweiz durchgekämpft wird, und 
er reicht weiter und tiefer, als der Unterſchied der Konfeſſionen; aber durch 
die Art, wie er geführt wird, gewinnt er eiue rein politiſche Geſtalt, und 
man darf ſich nicht wundern, wenn Proteſtanten, die Anno 39 in Zürich 
die Landſturmknittel für die Reinheit des Calviniſchen Lehrbegriffes in Be⸗ 
wegung ſetzten, jetzt tapfer und ungeſcheut zu den Jeſuiten ſtehen oder we⸗ 
nigſtens deren Gegner befeinden; dafür ſprechen denn auch wieder die katho⸗ 
liſchen Jeſuitenfreunde gar herzbrechend über die Verfolgung der chriſtlichen 
Prieſter in der Waadt und jammern über den Sturz des edlen Genf. Ich 
wünſche allen dieſen weiſen Herren ein gleiches Schickſal, obgleich ich weiß, 
daß wir im Schooße der Geſellſchaft ſchlimmere Feinde zu bekämpfen haben, 
als die Jeſuiten find. Wie es ſcheint, kömmt in der Schweiz auch ein 
Kanton nach dem anderen zum Bewußtſein der Schmach, ſich von den Je⸗ 
ſuiten und deren katholiſchen und proteſtantiſchen Schleppenträgern an der 
Naſe herumführen zu laſſen. Genf hat davon ein glänzendes Beiſpiel ge⸗ 
geben. Bei den Tagſatzungsverhandlungen über den Sonderbund erklärte 
der Genfer Geſandte ſich ohne Inſtruktion; ſpäter beſchloſſen die Genfer 
„weiſen und erleuchteten “ Herren, nur dann für Auflöſung des Sonder: 
bundes zu ſtimmen, wenn die liberalen Kantone genügende Garantien durch 
Freiſchaarengeſetze u. dgl. gegeben hätten; auch verlangten fte, dem künfti⸗ 
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gen Vororte Bern, dem man nicht recht trauen könne, eidgenöſſiſche Mepra- 
ſentanten beizugeben d. h. ihn gleichſam unter polizeiliche Aufſicht ſtellen. 
Zu dem Ende ſollte der Vorort eine außerordentliche Tagſatzung einberufen. 
Gegen dieſe ſchmählichen „vermittelnden“ — die Genfer Herren wußten 
recht gut, daß fie bei keiner Partei damit Anklang finden würden — Be: 
ſchlüſſe fanden Anfangs Oktober in der Vorſtadt St. Gervais auf dem 
rechten Rhoneufer mehrere Volksverſammlungen unter dem Vorſitze des 
Herrn James Fazy ſtatt; es follte eine commission constitutionelle 
erwählt werden, die bei dem Vorort und den liberalen Kantonen gegen 
dieſe Beſchlüſſe Namens des Genfer Volkes proteſtiren ſollte. Am 6. er: 
ließ die Regierung Verhaftsbefehle gegen Fazy und mehrere Andere. Da 
beſchloſſen die Bewohner von St. Gervais ſich mit Gewalt zu widerſetzen. 
Sie bewaffneten ſich, ſo gut ſie konnten, verbarrikadirten in der Nacht vom 
6. zum 7. die in ihr Quartier führenden Rhonebrücken, die Regierung, 
welche bereits einige Bataillone einberufen hatte, ließ Kanonen auffahren 
und nach mancherlei Unterhandlungen, die zu Nichts führen konnten — noch 
Jam Morgen des 7. wollten die Inſurgenten gegen vollſtändige Amneſtie die 
Waffen ſtrecken; die rachfüchtigen „weiſen und erleuchteten“ Staatsmänner 
aber, die bei dieſer Gelegenheit die „ewigen Ruheſtörer“ mit einem 
Schlage zu vernichten hofften, verlangten unbedingte Unterwerfung, Ver⸗ 
bannung des Herrn Fazy u. ſ. w. — eröffneten am 7. Nachmittags die 
Kanonen ihr Feuer, welche 314 Stunde lang dauerte. Die Inſurgenten 
antworteten tüchtig und da ſie in ihren Häuſern und Barrikaden geſchützt 
ſtanden, thaten die Kanonen den Häuſern mehr Schaden, als den Kämpfern, 
Zwar wurden einige Barrikaden zerſtört; aber die darauf angreifenden Ba⸗ 
taillone wurden fo wacker zurückgeworfen, daß ſie fic) mit dem Rufe sauve 
qui peut! in regelloſer Flucht zerſtreuten; auch die Kanonen mußten ihr 
Feuer einſtellen. Die etwa 600 Mann ſtarken Inſurgenten, an Zahl viel 
ſchwächer, als die Regierungstruppen, mangelhaft bewaffnet und noch bürf: 
tiger mit Munition verſehen, hatten am Abend alle Angriffe abgeſchlagen; 
ihr eigener Verluſt betrug nur 3 Todte und ein halbes Dutzend Verwun— 
dete, während die Regierungstruppen 70 —80 Todte und Verwundete hatten. 
In der Nacht wurden die Barrikaden wieder hergeſtellt, Lücken in die 
Brücken gebrannt und Alles ſah voll fröhlichen Muthes einem entſcheidenden 
Kampfe am nächſten Morgen entgegen. Die Regierung faßte auch wirklich 
den humanen Beſchluß, das Quartier St. Gervais mit glühenden Ku— 
geln zu beſchießen, um ihre verirrten Unterthanen dadurch auf den rechten 
Weg zurückzubringen. Als dieſes ruchtbar wurde, trat in den Stadttheilen 
des linken Rhoneuſers auf dem Molard eine Volksverſammlung, meiſt aus 
der kleinen Bourgeoiſie, zuſammen und erſuchte die Regierung abzutreten, 
und da die Inſurgenten noch immer muthig die Stirn boten, ſo that ſie 
denn auch den Herren épiciers den Gefallen und trat ab. Sofort wurde 
eine proviſoriſche Regierung eingeſetzt, an deren Spitze Herr Fazy ſtand; 
am 9. fand eine allgemeine Volksverſammlung ſtatt, wo das ſouveraine 
Volk den bisherigen Gr. Rath für abgeſetzt erklärte. Der nun zu erwäh— 
lende Gr. Rath ſollte nur aus 90 Mitgliedern beſtehen und zugleich die 
Stelle eines Verfaſſungsrathes (zur Reviſion der Verfaſſung) übernehmen. 
Herr Fazy begab ſich nach dem Rathhauſe, wo ſich der alte Gr. Rath in: 
zwiſchen verſammelt hatte und berieth, ob er ſich auflöſen ſolle oder nicht. 
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Herr Fazy verkündete ihm den Volksbeſchluß. Der Präſident erwiederte, 
Herr Fazy habe hier Nichts zu reden und möge hinausgehen; ein anderer 
parodirte den Mirabeau und meinte, man werde nur der Gewalt der Bayo: 
nette weichen. Das ſei eben nicht. nöthig, erwiederte Fazy, das Volk komme 
ſchon. Und wirklich drängten ſich mehrere der Bürgerſoldaten, der Messi- 
eurs les émeutiers in den Saal, worauf die Herren Geſetzgeber abzogen, 
ruhig und ungeneckt. Auch wurde die öffentliche Ordnung und die raſtloſe 
Thätigkeit der neuen proviſoriſchen Regierung keinen Augenblick geſtört. 
Das iſt der kurze Hergang des Genfer Putſches, an welchen ich noch 
einige erbauliche Betrachtungen anknüpfen will. Zuerſt ſtellt es ſich bedeut⸗ 
ſam heraus, welch' ein famöſes Emeutentalent in dem franzöſiſchen Blute 
ſteckt. Im ganzen haben die deutſchen Schweizer gewiß ebenſo viel Muth, 
als die franzöſiſchen, aber wie geht es bei ihren Putſchen? Ein Lands⸗ 
mann, der freilich auf die Schweizer ebenſo erboſ't iſt, als dieſe auf die 
Fremden, ſagte mir, diejenige Partei bleibe ſtets ſiegreich, welche am wenig⸗ 
ſten ſchnell davon laufe. Es iſt aber wirklich etwas Wahres daran. Bei 
dem Züricher Putſch 1839 ließen ſich 5— 6000 fanatifirte Bauern von 30 
Dragonern und ein paar Infanterie-Kadetten in die wildeſte Flucht ſpren⸗ 
gen und darauf dankte die Regierung ab. Die Freiſchaaren werfen die regu: 
lairen Truppen zurück, dringen ſiegreich bis vor die Thore Luzerns und 
dann — lauſen ſie auch davon. Die Genfer dagegen, mangelhaft bewaffnet, 
ſchlecht mit Munition verſehen, trotzen einer beinahe vierſtündigen Kanonade, 
werfen geſchloſſene Bataillone zurück, die Gamins arbeiten ſo luſtig an den 
Barrikaden, wie nur je in Paris, und die Drohung des Bombardements 
ſpornt ſie nur zu fröhlicherem Muthe. Aber den Herren Epiciers fiel das 
Herz in die Hoſen. Schon bei der geſtrigen Kanonade hatten ihre Fenſter 
und Herzen gezittert; was aber jetzt bevorſtand, das war doch zu arg, Bom: 
bardement mit glühenden Kugeln, Feuersbrunſt, möglicherweiſe verzweifelte 
Ausfälle der Messieurs les emeutiers, kurz alle Schreckniſſe des Bürger: 
krieges, nicht mehr wie geſtern hübſch aus der Ferne anzuſchauen, ſondern 
in unmittelbarer Nähe ihrer Krambuden — nein, das war zu arg; aus 
lauter Angſt wurde die Bourgeoiſie tapfer und forderte die Regierung auf 
abzutreten. Und die Regierung trat ab, die Inſurgenten jubeln victoria und 
ziehen fröhlich mit rauſchenden Fahnen durch die beruhigten Straßen von Genf. 
Aber, fragſt du, welche Genfer ſind es denn, welche die Schmach, daß 
die „weiſen und erleuchteten“ Staatsmänner des proteſtantiſchen Genf 
ſo anmuthig mit den Jeſuiten liebäugelten, ſo tief und brennend empfan— 
den, daß ſie zu den Waffen griffen? Sind es die alten Ariſtokraten, die 
nicht ſeliger ſind, als wenn ſie ſich in Paris Marquis und Grafen tituli— 
ren laſſen können? Sind es ihre jüngeren Söhne, die ſchulfüchſigen Dot: 
trinairs? Sind es die proteſtantiſchen Geiſtlichen, die ihre Religion für 
gefährdet erachten? Iſt es die ſonſt überall ſo liberale Bourgeoiſie? Alles 
Nichts; es find die Arbeiter, die Proletarier von St. Gervais; von Wr: 
beitern nämlich wird dieſes Quartier hauptſächlich bewohnt, nur daß dieſe 
Proletarier nicht grade in dem materiellen Elend leben, wie die Proletarier 
anderer Länder. Dieſe waren es, welchen die ihrem Vaterlande angethane 
Schmach die Schamröthe jo brennend in's Geſicht trieb, daß fle zähneknirr⸗ 
ſchend ausriefen: La liberté ou la mort! Bravo, ihr Proletarier! 
Freilich verftanden fie unter der liberté nichts weiter, als „keine Doktri⸗ 
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nairs und keine Jeſuiten /; aber auch dieſe müſſen fort und zwar zuerft. 
„Der Proletarier, ſagt zwar immer die Bourgeoiſte, hat kein Intereſſe an 
dem Beſtehen des Staates, und darum iſt er von der Staatsverwaltung 
und Geſetzgebung gänzlich auszuſchließen.) Gegen dieſen Schluß. muß ich 
proteſtiren; allerdings kümmert ſich der Proletarier nicht um alle politiſchen 
Katzbalgereien der Bourgeoiſte, wenn aber in Wahrheit die Ehre des 
Staates oder des Landes von äußeren oder inneren Feinden gefährdet wird, 
wer rührt ſich da raſcher und kräftiger, der Proletarier oder der Bour⸗ 
geois? Fragt den Montmartre, fragt die Barrikaden der Julirevolution, 
fragt die Barrikaden von St. Gervais! —. ö 

Unter den Schweizerblättern iſt die zopfkonſervative „Baſeler Zeitung“ 
die einzige, welche dieſen Punkt hervorgehoben hat, freilich nur, um ihren 
Leſern deſto größeren Abſcheu von der Genfer Bewegung beizubringen. Sie 
fagt: „Es iſt ein Sieg des Proletariats über die Bourgeoiſte, es iſt nicht 
bloß eine politiſche, es iſt auch eine ſoziale Revolution.“ Der Schre⸗ 
cken hat die Bhantafte der guten alten Dame etwas zu weit geführt. Aller⸗ 
dings werden die Arbeiter von St. Gervais jetzt zu dem Bewußtſein gekom⸗ 
men ſein, daß ſie es ſind, in denen das Gefühl für Volksehre am tiefſten 
glüht, daß ſte allein den Muth zum handeln hatten, daß ſie den Ausſchlag 
gegeben haben. In dieſem Bewußtſein werden ſie allerdings die liberalen 
Schönredner des Gr. Rathes, die ſich mit wenigen rühmlichen Ausnahmen 
verkrochen, als es an's Handeln ging, von ſich weiſen und ſich fernerhin 
nicht von der Bourgeoiſie über die Achſel anblicken laſſen, ſie werden dafür 
ſorgen, daß auch auf ihr Intereſſe künftig Rückſicht genommmen wird, und 
in dieſem Sinne beſchloſſen ſie auch, unter den Waffen zu bleiben, bis 
die neue Ordnung feſt gegründet wäre ). Das iſt Alles recht gut und 
{hon und darum hat auch dieſe Genfer Bewegung eine höhere ſoziale Be: 
deutung, als das ſonſtige Putſchen um die Regierungsſeſſel; aber von da 
bis zu einer ſozialen Revolution iſt's doch noch ein ziemlicher Abſtand. 
Aber das Wort der Baslerin war einmal geſprochen und die „Neue 
Züricher Ztg.“ — halt' dich aber feſt, damit du nicht mit dem Stuhle 
hintenüber fällſt und das Genick brichſt, wie weiland der Hoheprieſter Eli — 
nennt das eine „Verdächtigung“ und bemüht ſich ganz ernſthaft, dieſe 
„Verdächtigung“ zurückzuweiſen. Ihr Beweis iſt folgender: 1) es haben 
nur 2 Individuen, die ſonſt kommuniſtiſchen Tendenzen huldigen, an dem 
Kampfe Theil genommen und 2) nur 5 — 6 der öffentlichen Unterſtützung 
bedürftige Perſonen: folglich iſt die Genfer Revolution eine politiſche und 
keine ſoziale. Bei der geiſtreichen und tiefen Auffaſſung- des Sozialismus 
und Kommunismus, wie ſie in der Schweiz üblich, iſt dieſer Schluß bün⸗ 
dig genug. Wenn ich aber auch oben der Genfer Bewegung mittelbar eine 
ſoziale Bedeutung beilegte, fo erinnere ich doch daran, wie viele rein poli⸗ 
tiſche Revolutionen ſchon ebenfalls durch die Proletarier entſchieden worden 
ſind, und ich ſtimme der „Neuen Zür. Ztg.“ bei, es iſt keine ſoziale Revo⸗ 
lution, denn, wie ich ſchon bemerkte, der Kampf gegen die Jeſuiten iſt hier 


*) Die proviſoriſche Regierung hat jedoch nach einigen Tagen Milizen einberu⸗ 
fen, um die Snfurgenten in dem ermüdenden Pojtendienfte abzulsſen. Zugleich ließ ſie 
aber auch Waffen und Munition in hinreichender Menge nach St. Gervais bringen, 
um es gegen einen reaktionairen Handſtreich ſicher zu ſtellen und zugleich jedem Miß⸗ 
trauen der Inſurgenten vorzubeugen. ö 
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ein politiſcher Parteienkampf. Die Radikalen jubeln, daß ſie eine Stimme 
mehr gegen die Jeſuiten haben, und den Legalen iſt das auch ſchon recht, 
wenn nur keine illegale Revolution dabei im Spiele wäre. Sie machen 
dazu ein Geſicht, wie ein hungriger, aber ſäuberlich gewöhnter Menſch, dem 
man ein leckeres Gericht auf einer unſaubern Schüſſel überreicht; aber ſte 
greifen doch am Ende zu. Zu einem Beſchluſſe gegen den Sonderbund 
fehlt jetzt nur noch ½ Stimme und Baſelſtadt wird ſchon von der Bewe⸗ 
gung fortgeriſſen. Die Liberalen fingen in Baſel an zu agitiren, um den 
Gr. Rath zu einer Inſtruktion gegen den Sonderbund zu vermögen; die 
Konſervativen, da ſie ſehen, daß es doch nun einmal nicht anders geht, 
ſtellen ſich, um nur ja am Ruder zu bleiben, nun ſelbſt an die Spitze die⸗ 
fer Bewegung und müſſen alſo in eidgenöſſiſchen Dingen radikal thun, 
wenn fle auch daheim den Zopf beibehalten zum eigenen Ergötzen. Eine 
außerordentliche Tagſatzung iſt nicht unwahrſcheinlich, dann wird es heißen: 
Nieder mit dem Sonderbund! und dann: Nieder mit den Jeſuiten! Das 
kann auch die Loſung zum Bürgerkriege ſein; oder die kleinen Kantone 
laſſen die Jeſuiten fahren und es geht ruhig abe Und dann? — FTF. 


Aus dem Amte Wittlage⸗Hunteburg, Ende Oktober. 


Heiſa, jucheiſa, dudel dumm dei, 
's geht hoch hier her, bin auch mit dabei! 

Wahrhaftig, unſre Chronik wird in dieſem Jahre intereſſant; die 
nackten Thatſachen bedürfen keiner beſondern Beleuchtung, ſie illuſtriren ſich 
ſelbſt. Schon wieder kann ich Ihnen ein Stückchen von hieſiger Beamten⸗ 
willkühr erzählen, wie es anderswo höchſtens noch beim Militair vorkommt. 
Die Geſchichte iſt bereits in Aller Munde, aber wunderbar, die Preſſe hat 
ſich noch gar nicht darum bekümmert; 's muß auch wohl feinen büreaukra⸗ 
tiſchen Haken haben. — 

Das Stück ſpielt zwiſchen einem unſrer hieſigen Advokaten, dem Dr. 
r und feinem nächſten Vorgeſetzten, dem Amtsaſſeſſor v M.. 
welche beide ſchon ſeit längerer Zeit nicht im beſten Einvernehmen ſtanden; 
Publikum unter Andern auch zwei Osnabrücker Advokaten; Ort der Hand— 
lung die Amtsſtube, wo ſich der Aſſeſſor bereits an der Arbeit befindet. 
Der Dr. D. .. tritt herein, und erſucht den Aſſeſſor um Vorzeigung eines 
Aktenſtückes, das er, der Dr., im Intereſſe ſeiner Klienten nothwendig ein: 
ſehen müſſe. Der adelige Herr Aſſeſſor verweigert die Herausgabe, und 
verweiſ't den Advokaten auf den Sprechtag. Auf die Remonſtration dieſes, 
daß die Sache keinen Aufſchub erleiden könne, läßt er ſich indeß das 
Aktenſtück geben, durchblättert es, legt es dann aber mit der Außerung ab, 
daß nichts Eiliges darin ſtände, wieder zurück. 

Dr. D.: Er müſſe die Akten nothwendig ſelbſt einſehen. 

Aſſeſſor v. M.: Schweigen Sie. Wiſſen Sie, was das Sprichwort 
bedeutet: „Wie man in den Wald ſchreit, ſo ſchallt es heraus“? 
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Dr. D. (etwas verwundert): Soll ſich dieſe Frage auf den Termin 
beziehen? 

A. v. M.: Schweigen Sie! Ich frage Sie nochmals: Wiſſen Sie, 
was das Sprichwort bedeutet: „Wie man in den Wald ſchreit, ſo ſchallt 
es heraus 2 . N 

Dr. D. (mit Ruhe): Ich habe keine Veranlaſſung, die Frage zu 
beantworten. 

A. v. M. (außer ſich): Wie, Sie ſchweigen nicht? Sie wiederſetzen 

Sich? Sie werden vier und zwanzig Stunden im Gefängniſſe zubringen! 
(Schellt dem Gefängnißwärter.) 

Der Gefängnißwärter tritt alsbald in die Amtsſtube, weiß ſich aber 
vor Erſtaunen kaum zu faſſen, als ihm der Dr. D. als Arreſtant überwie⸗ 
ſen wird. Dieſem wird noch geſtattet, ſeinen Schreiber mitzunehmen, da er 
ſelbſt durch das Springen einer Windbüchſe vor einigen Jahren beide Arme 
verloren hatte. : ; 

Die Sache ift bei der Juſtiz-Kanzlei in Osnabrück anhängig gemacht. 
Der Herr Aſſeſſor haben gegen deren Kompetenz zwar remonſtrirt, weil 
hier höchſtens von einem Dienſtvergehen, welches die Adminiſtrationsbehörde 
anginge, die Rede ſein könne; jedoch vergeblich; es iſt bereits beſchloſſen, 
die Sache kriminaliter zu behandeln. 
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